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Die wichtigsten Ergebnisse im Überblick 

Die Soziale Marktwirtschaft ist seit Jahrzehnten ein Garant für Wohlstand und Wachstum in 
Deutschland. Der Lebensstandard der Deutschen ist so hoch wie nie und die Arbeitslosigkeit 
befindet sich seit der Wiedervereinigung auf einem historischen Tiefststand. Dennoch gibt es 
unzweifelhaft Menschen, die weniger vom gestiegenen Wohlstand profitieren konnten als an-
dere und zum Teil schwierigen, nicht selbstverschuldeten Lebenslagen ausgesetzt sind. Wie sich 
Armut und mangelnde Teilhabemöglichkeiten messen lassen, wer die Risikogruppen sind und 
unter welchen materiellen Entbehrungen die betroffenen Menschen leiden, wird ausführlich im 
Teilhabemonitor analysiert. Ebenso beschäftigt sich der Bericht mit Fragen der Dauerhaftigkeit 
von relativer Einkommensarmut und sozialer Mobilität im Lebensverlauf und über die Genera-
tionen. Am Ende werden Handlungsempfehlungen zur Stärkung und langfristigen Sicherung ge-
sellschaftlicher Teilhabemöglichkeiten präsentiert, die auf den zentralen Ergebnissen des Teil-
habemonitors aufbauen. Die wichtigsten empirischen Ergebnisse im Einzelnen: 
 

 ɛ Relative Einkommensarmut  

Bezüglich der sozio-demografischen Struktur der Einkommensarmutsrisiken lässt sich festhal-
ten, dass besonders Menschen in Alleinerziehendenhaushalten, Kinder in Mehrkindfamilien, 
Menschen mit Migrationshintergrund und Arbeitslose ein erhöhtes Armutsgefährdungsrisiko 
haben. Ohne Berücksichtigung regionaler Preisniveaus gilt dies auch für Menschen, die in Ost-
deutschland leben. Das Risiko, im Alter von relativer Einkommensarmut bedroht zu sein, ist in 
repräsentativen Befragungsdatensätzen entgegen der Wahrnehmung der Bevölkerung unter-
durchschnittlich. Die identifizierten Risikogruppen sind relativ robust gegenüber der Berücksich-
tigung altersspezifischer Bedarfe (Äquivalenzskalen). Die Auswahl der Bedarfsgewichte kann al-
lerdings wahlweise Alterseinkommensarmut etwas stärker in den Fokus rücken, wenn hohe Ein-
spareffekte unterstellt werden, oder die Armutsgefährdung von Familien mit vielen Kindern, 
wenn nur sehr geringe Skaleneffekte unterstellt werden. Mit Blick auf die zahlenmäßige Bedeu-
tung der Risikogruppen unter den Armutsgefährdeten lassen sich insbesondere die 18- bis 34-
Jährigen sowie Kinder mit Migrationshintergrund als besonders von Armut bedroht identifizie-
ren. Obwohl ihr Armutsgefährdungsrisiko unterdurchschnittlich ist, spielen zahlenmäßig Rent-
ner ohne Migrationshintergrund in Westdeutschland eine große Rolle für die Zusammensetzung 
der Gruppe der Armutsgefährdeten, da diese Altersgruppe beinahe ein Viertel der westdeut-
schen Bevölkerung ohne Migrationshintergrund ausmacht. Beim beobachteten Einkommensar-
mutsrisiko der 18- bis 34-Jährigen gilt es zu beachten, dass es sich häufig um eine temporäre 
Armutsgefährdung handelt, da in dieser Gruppe viele noch in der beruflichen Ausbildung oder 
im Studium sind.  
 
Die Entwicklung der Armutsgefährdung seit der Wiedervereinigung lässt sich grob in drei Phasen 
aufteilen. Bis 1999 zeigen sich zunächst nur kleinere Schwankungen, zwischen 1999 und 2005 
steigt das Einkommensarmutsrisiko zeitgleich mit der Ungleichheit an, seither bewegt es sich 
auf einem einigermaßen stabilen Niveau. Seit etwa 2012 ist ein neuerlicher leichter Anstieg der 
Armutsgefährdungsquote erkennbar, der vor allem mit der Zunahme der Migration im selben 
Zeitraum zusammenhängt. Wie auch bei Betrachtung der Einkommensungleichheit weist 
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Deutschland im europäischen Vergleich ein Armutsgefährdungsniveau auf, welches sich etwas 
günstiger als der bevölkerungsgewichtete EU-Durchschnitt darstellt. Wird anstelle eines natio-
nalen eine kaufkraftbereinigte EU-weite Armutsgefährdungsschwelle herangezogen, ist die An-
zahl armutsgefährdeter Personen in Deutschland im Vergleich zu den übrigen EU-Staaten ein-
deutig unterdurchschnittlich.   
   

 ɛ Regionale Einkommens- und Kaufkraftarmut  

Betrachtet wird die relative Einkommensarmut im regionalen Kontext. Hierbei wird als Schwä-
che der traditionellen Vorgehensweise im regionalen Kontext gesehen, dass dem nationalen 
Schwellenwert für Einkommensarmut je nach regionalem Preisniveau eine unterschiedlich hohe 
Kaufkraft entspricht. Wird hingegen das Einkommen um regionale Preisdisparitäten bereinigt, 
wird die relative Einkommensarmut zur relativen Kaufkraftarmut. Es zeigt sich, dass sich durch 
die Preisbereinigung das ohnehin kleiner gewordene Ost-West-Gefälle in der Betroffenheit von 
Armutsgefährdung abschwächt: Es betrug im Jahr 2016 nur noch knapp 1 Prozentpunkt bei der 
Kaufkraftarmut verglichen mit 3,4 Prozentpunkten bei der Einkommensarmut. Dagegen ver-
schärft sich das Gefälle zwischen Großstädten einerseits und ländlichen oder teil-urbanen Regi-
onen andererseits, da das Preisniveau in Städten um mehr als 5 Prozent über dem Durchschnitt 
liegt. Die Spanne bei der Kaufkraftarmut beträgt daher fast 7 Prozentpunkte gegenüber 4 Pro-
zentpunkten bei der relativen Einkommensarmut. Die Unterschiede sowohl zwischen Stadt und 
Land als auch zwischen Ost und West sind besonders groß, wenn man Personengruppen mit 
ohnehin erhöhter Armutsgefährdung vergleicht. Betrachtet werden hier Personen mit Arbeits-
losen im Haushalt, Personen mit Migrationshintergrund und Alleinerziehende. Diese Personen-
gruppen stellen zusammen gut ein Drittel der Bevölkerung, aber 60 Prozent der Kaufkraftarmen. 
Bei der übrigen Bevölkerung beträgt die Kaufkraftarmutsquote dagegen knapp 10 Prozent mit 
einem Unterschied zwischen urbanen und ländlichen Regionen von nur knapp 3 Prozentpunk-
ten. Eine auf Risikogruppen fokussierte Politik der Armutsbekämpfung würde daher auch dazu 
beitragen, das Stadt-Land-Gefälle zu verringern.  
  

 ɛ Einkommensarmut im Lebensverlauf  

Einkommensarmut erweist sich dann als ein besonders schwerwiegendes Problem, wenn sie 
sich langfristig verfestigt: Können kurze Phasen geringen Einkommens zumeist noch durch fi-
nanzielle Rücklagen ausgeglichen werden, gelingt dies über längere Zeiträume nicht mehr. In 
der Folge droht ein Rückzug aus dem gesellschaftlichen Leben. Zwischen 1991 und 2016 waren 
rund 70 Prozent der Deutschen nie oder nur für ein Jahr von Einkommensarmut bedroht. Gleich-
wohl haben 10 Prozent der Bevölkerung im selben Zeitraum in mehr als fünf Jahren ein Einkom-
men unterhalb der Armutsgefährdungsschwelle bezogen. Ostdeutsche und Frauen sind dabei 
besonders häufig und lange betroffen gewesen. Trotzdem endet rund die Hälfte aller zusam-
menhängenden Phasen von Einkommensarmut bereits nach dem zweiten Jahr. Mehr als drei 
Viertel der armutsgefährdeten Personen können nach spätestens fünf Jahren den kritischen Ein-
kommensbereich verlassen. Die Unterschiede zwischen West- und Ostdeutschland sind vor al-
lem im Bereich ab zehn Jahren deutlich sichtbar, wobei der Osten schlechter abschneidet. Auch 
Frauen sind häufiger von wiederkehrenden Phasen von Einkommensarmut bedroht als Männer, 
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aber die Dauer der einzelnen Armutsgefährdungsphasen ist im Durchschnitt nicht unbedingt 
länger als bei Männern. Hingegen verbleiben Alleinerziehende, die meistens weiblich sind, deut-
lich länger in dauerhafter Einkommensarmut als andere Familientypen. Menschen mit Migrati-
onshintergrund sind anfänglich länger von dauerhafter Einkommensarmut bedroht als Personen 
ohne Migrationshintergrund. Der Unterschied schwindet jedoch mit zunehmender Einkom-
mensarmutsdauer. Das beste Mittel zur Vermeidung von dauerhafter Einkommensarmut ist 
eine Vollzeiterwerbstätigkeit: Rund 70 Prozent der von Einkommensarmut bedrohten Vollzeit-
erwerbstätigen können sich nach zwei Jahren aus der Einkommensarmut befreien; 96 Prozent 
sind nicht länger als fünf aufeinanderfolgende Jahre gefährdet. Hingegen ist bei den Teilzeiter-
werbstätigen nach fünf Jahren noch rund jeder Achte von Armut bedroht und bei den Erwerbs-
losen fast jeder Vierte. 
 
Im internationalen Vergleich mit anderen OECD-Ländern rangiert Deutschland bei der Einkom-
mensmobilität im Lebensverlauf im Mittelfeld. Die Aufstiegsmobilität ist zwischen 2011 und 
2015 so hoch wie nie seit der Wiedervereinigung: Mehr als die Hälfte der Menschen aus der 
untersten Einkommensgruppe konnte zwischen 2011 und 2015 aufsteigen. Ursächlich für diese 
positive Entwicklung dürften vor allem die robuste Entwicklung des Arbeitsmarktes, kräftige Re-
allohnzuwächse und Migrationseffekte sein. Zwischen 1991 und 1995 waren es 44 Prozent. Über 
den langen Zeitraum von 1991 bis 2015 gelang 79 Prozent der Menschen aus der untersten 
Einkommensgruppe der gesellschaftliche Aufstieg; 23 Prozent stiegen bis in die höchste der vier 
Einkommensgruppen auf. Aus der obersten Einkommensgruppe stiegen hingegen 45 Prozent im 
selben Zeitraum ab, wobei nur 4 Prozent in die unterste Gruppe fielen. Diese Betrachtung zeigt, 
dass Aufstieg Zeit benötigt: Bei wachsendem Wohlstandsniveau tendenziell mehr, da die zu 
überwindenden absoluten Einkommensschritte größer werden. Eine Betrachtung von relativ 
kurzen Zeiträumen tendiert dazu, den wahren Grad der Einkommensmobilität zu unterschätzen. 
Des Weiteren greift eine alleinige Betrachtung der relativen Einkommensmobilität oftmals zu 
kurz, da sie die absoluten Wohlstandsgewinne nicht abzubilden vermag. Insgesamt stellt sich 
Deutschland als ein mobiles Land dar und gewährleistet weiten Teilen der Bevölkerung umfas-
sende Aufstiegsmöglichkeiten im Lebensverlauf.  
 

 ɛ Einkommensarmut über Generationen  

In Deutschland bieten sich viele Aufstiegschancen und das Wohlstandsversprechen der Sozialen 
Marktwirtschaft hat ungebrochen Bestand, wie der internationale Vergleich zeigt. So gehen 
rund 28 Prozent der Ungleichheit in den Einkommen der heutigen Generation auf die Einkom-
mensungleichheit in der vorherigen Generation zurück (Vergleich von Vätern und Söhnen in Ost- 
und Westdeutschland). Dabei gelang 58 Prozent der Söhne mit einem Vater aus der untersten 
Einkommensgruppe der Aufstieg. Gleichermaßen stiegen 48 Prozent der Söhne mit einem Vater 
aus der höchsten Einkommensgruppe in eine tiefere ab. Im Vergleich der Industriestaaten ran-
giert Deutschland mit diesen Werten im Mittelfeld. Dennoch zeigt sich auch, dass die Wahr-
scheinlichkeit, als Erwachsener von Einkommensarmut bedroht zu sein, mit einer erlebten Ar-
mutslage als Kind steigt: Die Wahrscheinlichkeit fällt um durchschnittlich 16 Prozentpunkte hö-
her aus. Wenngleich kein statistisch belastbarer Zusammenhang zwischen dem Bezug von Sozi-
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alleistungen als Kind und dem als Erwachsener besteht, so sind Effektrichtung und -stärke ähn-
lich hoch wie beim Einkommensarmutsrisiko. In beiden Fällen ist das jeweilige Risiko hingegen 
deutlich reduziert, wenn einer Beschäftigung nachgegangen wird oder ein höherer Bildungsab-
schluss vorliegt. 
 

 ɛ Materielle Entbehrung  

Im Jahr 2017 litten 9,1 Prozent der Bundesbürger unter materieller Entbehrung in dem Sinn, 
dass sie sich mindestens drei von neun Güter des alltäglichen Gebrauchs aus finanziellen Grün-
den nicht leisten konnten. Zu den am häufigsten auftretenden Entbehrungen gehören die Un-
fähigkeit unerwartete Ausgaben zu tätigen sowie einmal im Jahr einen einwöchigen Urlaub zu 
verbringen. Gegenüber dem Jahr 2007 ist der Anteil der Menschen, die als materiell depriviert 
gelten, um knapp 25 Prozent zurückgegangen. Der internationale Vergleich dieses teilhabeori-
entierten Armutsmaßes zeigt, dass es nur wenige EU-Staaten gibt, die deutlich geringere Betrof-
fenheitsquoten als Deutschland haben. Beim Anteil der Haushalte, der angibt, große Schwierig-
keiten zu haben mit dem Geld auszukommen, schneidet kein EU-Staat besser ab als Deutsch-
land. Bei Menschen in Alleinerziehendenhaushalten, Kindern und Menschen mit Migrationshin-
tergrund ist das Risiko von materiellen Entbehrungen überdurchschnittlich hoch. Die identifi-
zierten Risikogruppen decken sich somit weitgehend mit den Befunden der relativen Einkom-
mensarmutsquote. 
 

 ɛ Multidimensionale Armut  

Armut ist allein über das Einkommen nur unzureichend definiert. Umfassender sind multidimen-
sionale Ansätze. Hier wird die Idee des Nobelpreisträgers Amartya Sen verfolgt, Armut als Man-
gel an Entfaltungsmöglichkeiten zu definieren. Hierzu gehört beispielsweise der Zugang zu Bil-
dung, Mobilität, die Möglichkeit, ohne Scham in der Öffentlichkeit aufzutreten, und vieles mehr. 
Niedrige Bildung und Arbeitslosigkeit sind damit nicht mehr nur Risikofaktoren, die die Gefahr 
von Einkommensarmut erhöhen, sondern werden selbst zu Dimensionen der Armut. So bedeu-
tet beispielsweise Arbeitslosigkeit, dass die Möglichkeit, am Erwerbsleben teilzunehmen und 
sich dort einzubringen, verwehrt bleibt.  Betrachtet werden hier die Mangel-Dimensionen ge-
ringes Einkommen, materielle und soziale Entbehrung, Unterbeschäftigung und niedriges Bil-
dungsniveau, Beeinträchtigungen im Bereich Wohnen und Wohnumfeld und gesundheitliche 
Einschränkungen. Diese Dimensionen werden zu einem Index verdichtet. Im europäischen Ver-
gleich erreicht Deutschland unter 30 Ländern den siebtbesten Indexwert und wird nur von den 
skandinavischen Ländern, der Schweiz und Tschechien übertroffen. Im Zeitverlauf zeigt sich ein 
Aufholen der Beitrittsländer aus Mittel- und Osteuropa. Deutschland konnte seinen multidimen-
sionalen Armutsindex zwischen 2008 und 2017 um 11 Prozent verbessern und schnitt damit 
etwas besser ab als der Euroraum insgesamt, aber schlechter als der Durchschnitt der EU.    
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1 Einleitung: Armutskonzepte und Armutsdefinitionen 

 
Armut wird in der medialen Debatte oft mit skandalisierenden Meldungen thematisiert und 
meist auf rein einkommensbezogene Maße reduziert. Doch dieser Blick ist oftmals zu eng ge-
fasst und positive gesellschaftliche Entwicklungen treten dabei allzu oft in den Hintergrund. Im 
Teilhabemonitor soll daher die Perspektive auf Armut geweitet und die verschiedenen Aspekte 
von Armut sollen genauer beleuchtet werden. Dies schließt zeitliche und internationale Verglei-
che ebenso ein wie die Herausarbeitung von konkreten Problemfeldern und die Identifizierung 
von Personengruppen, die im besonderen Maße von Armut betroffen sind. 
 
Fast jeder Mensch hat eine ganz eigene Vorstellung davon, was Armut ausmacht. Dementspre-
chend unterschiedlich äußert sich die Bevölkerung in einer Umfrage der EU aus dem Jahr 2010 
zur Definition von Armut. In Deutschland wird am häufigsten (33 Prozent der Befragten) die 
Abhängigkeit von Wohlfahrtsorganisationen oder staatlichen Transferleistungen genannt. 
Fast ebenso viele sehen hierzulande eine Person als arm an, wenn ihre finanziellen Mittel so 
begrenzt sind, dass sie nicht vollständig am gesellschaftlichen Leben teilhaben kann. Knapp je-
der Fünfte bezeichnet hierzulande eine Person als arm, deren (finanzielle) Mittel zum Leben 
unter der nationalen Armutsgrenze liegen. Nur 5 Prozent der Deutschen aber jeder sechste Eu-
ropäer sieht eine Person als arm an, wenn sie grundlegende Dinge des Lebens nicht anschaffen 
kann. 
 
Damit sind bereits verschiedene Armutsdefinitionen genannt, die aus wissenschaftlicher Sicht 
Stärken und Schwächen haben. Die Abhängigkeit von staatlichen Leistungen lässt sich konkret 
an der Anzahl der Personen messen, die Grundsicherungsleistungen (Arbeitslosengeld II (ALG-
II), Grundsicherung im Alter, Hilfe für Asylbewerber) erhalten. Diese Leistungen sollen aber ge-
rade Armut vermeiden. Bei einer drastischen Erhöhung der Grundsicherungsleistungen würde 
beispielsweise die Armut in der Bevölkerung statistisch gesehen nicht sinken, sondern steigen, 
da der Kreis der Anspruchsberechtigten größer würde. Gesetzesänderungen können dazu füh-
ren, dass eine zeitliche Vergleichbarkeit der Ergebnisse nicht gewährleistet ist. Zudem ist die 
Statistik durch die Nichtinanspruchnahme zustehender Leistungen insbesondere bei Rentnern 
verzerrt. Vorteilhaft für die Aussagefähigkeit ist dagegen die präzise Erfassung und die Tatsache, 
dass Grundsicherungsleistungen erst dann gewährt werden, wenn zuvor ein eventuell vorhan-
denes Vermögen bis auf ein Schonvermögen aufgebraucht wurde. Somit werden mit der Grund-
sicherungsquote Vermögen und Einkommen kombiniert erfasst. 
 
Die in Europa am häufigsten und in Deutschland am zweithäufigsten genannte Definition von 
Armut ς finanzielle Mittel sind so begrenzt, dass nicht uneingeschränkt am gesellschaftlichen 
Leben teilgenommen werden kann ς kommt dagegen der EU-Definition von Armut nahe. Da-
ƴŀŎƘ ǎƛƴŘ αǾŜǊŀǊƳǘŜ tŜǊǎƻƴŜƴ 9ƛƴȊŜƭǇŜǊǎƻƴŜƴΣ Cŀmilien und Personengruppen, die über so ge-
ringe (materielle, kulturelle und soziale) Mittel verfügen, dass sie von der Lebensweise ausge-
ǎŎƘƭƻǎǎŜƴ ǎƛƴŘΣ ŘƛŜ ƛƴ ŘŜƳ aƛǘƎƭƛŜŘǎǎǘŀŀǘΣ ƛƴ ŘŜƳ ǎƛŜ ƭŜōŜƴΣ ŀƭǎ aƛƴƛƳǳƳ ƘƛƴƴŜƘƳōŀǊ ƛǎǘά όwŀǘ 
der Europäischen Gemeinschaften, 1985, 24). Die Definition setzt somit sowohl auf der Ressour-
cenebene (indirekt) als auch auf der Ebene der Lebensumstände (direkt) an. Armut liegt also nur 
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dann vor, wenn ein eingeschränkter Lebensstandard (Deprivation) Folge fehlender (finanzieller) 
Mittel ist. Nicht-arm sind somit ebenso diejenigen, die aufgrund ihres Einkommens eigentlich in 
der Lage sein sollten, elementare Grundbedarfe zu befriedigen, wie auch diejenigen, die trotz 
geringen Einkommens einen Mindestlebensstandard erreichen. Dies kann beispielsweise der 
Fall sein, wenn ihnen ein Vermögen zur Verfügung steht, auf das sie zurückgreifen können, sie 
besonders gut mit dem Geld auskommen, sie Unterstützung durch Freunde, Familienangehörige 
oder auch durch einen Partner, mit dem sie nicht zusammenleben, erfahren, oder weil ihr Nied-
rigeinkommen nur von kurzer Dauer ist.  
 

 
Obwohl bei der relativen Einkommensarmut nur die Ressourcenebene und auch dort nur das 
laufende Einkommen (die Höhe des Vermögenbesitzes bleibt beispielsweise unberücksichtigt) 
betrachtet wird, sieht sowohl in der EU insgesamt als auch in Deutschland knapp ein Fünftel der 
.ŜǾǀƭƪŜǊǳƴƎ αaƛǘǘŜƭ ȊǳƳ LŜōŜƴ ǳƴǘŜǊ ƴŀǘƛƻƴŀƭŜǊ !ǊƳǳǘǎƎǊŜƴȊŜά ŀƭǎ ȊǳǘǊŜŦŦŜƴŘǎǘŜ 5ŜŦƛƴƛǘƛƻƴ Ǿƻƴ 
Armut an. Der Schwellenwert für relative Einkommensarmut wird in Europa meist auf 60 Pro-
zent des Einkommensmedians (Wert in der Mitte der Einkommensrangliste) gesetzt. Dieser 
Wert ist aber nicht wissenschaftlich abgeleitet, sondern stellt eine bloße Konvention dar. Unklar 
ist, ob dieser Wert für alle Zeit gültig und auf jedes Land übertragbar ist. Entwickeln sich die 

Abbildung 1-1: Was ist Armut? 
Anteil der Befragten im Jahr 2010 

 
Frage: Es gibt unterschiedliche Vorstellungen davon, ab wann Menschen in (UNSEREM LAND) als arm bezeichnet wer-
den. Welche der folgenden Aussagen kommt Ihrer persönlichen Definition von Armut am nächsten? Menschen sind 
ŀǊƳΣ ǿŜƴƴ Χ 
1) sie auf Angebote von Wohlfahrtsorganisationen oder staatliche Unterstützung angewiesen sind; 2) ihre finanziellen 
Mittel so begrenzt sind, dass sie nicht uneingeschränkt am gesellschaftlichen Leben teilnehmen können; 3) ihnen pro 
Monat weniger als (DIE NATIONALE ARMUTSGRENZE) zum Leben zur Verfügung stehen; 4) sie einen sehr niedrigen 
sozialen Status in unserer Gesellschaft haben, unabhängig von ihren finanziellen Mitteln; 5) sie sich die grundlegenden 
Dinge des Lebens nicht leisten können (Lebensmittel, Unterkunft, Kleidung etc.); Rest zu 100 Prozent: αEs ist unmöglich, 
Armut mittels einer einzigen Aussage zu definieren" und αweiß nicht". 
Quelle: Europäische Kommission 
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Lebenshaltungskosten für einen als zumutbar angesehenen Lebensstandard tatsächlich propor-
tional zum Einkommen? Wie sieht es mit den vom Staat zur Verfügung gestellten Sachleistungen 
(z. B. für Krankenversorgung, Bildung, Infrastruktur, Kultur) aus? Gibt es für bestimmte Bevöl-
kerungsgruppen andere Preise (z. B. Seniorenticket, Studentenermäßigung)? Überdies macht es 
einen wichtigen Unterschied, ob eine Alleinerziehende vollkommen auf sich alleingestellt ist, 
oder ob ihre Eltern in der Nähe wohnen und Unterstützung geben und es vielleicht noch einen 
Partner gibt, mit dem sich die Kosten für einen Urlaub und anderes teilen lassen. Hinzu kommt, 
dass das Preisniveau regional unterschiedlich ist und man sich daher an kostengünstigen Stand-
orten für das gleiche Geld deutlich mehr Güter kaufen kann als an teuren. Dieses Problem lässt 
sich jedoch durch den Übergang von der Einkommens- zur Kaufkraftarmut heilen. Armut allein 
als Niedrigeinkommen ς also nur indirekt ς zu messen, erscheint dennoch als zu kurz gegriffen.  
 
Relative Einkommensarmut ist daher eher ein spezielles Maß für Einkommensungleichheit mit 
Fokus auf den unteren Einkommensbereich. Zum einen kann ein hoher Anteil von Personen, 
deren Einkommen weit unterhalb des mittleren Einkommens liegt, zu einer gesellschaftlichen 
Spaltung führen. Dies gilt vor allem dann, wenn die eigene Einkommensposition oder die ge-
samte Einkommensverteilung als ungerecht empfunden wird. Zum anderen können sich insbe-
sondere aus einer dauerhaften Einkommensarmut vielfältige Probleme ergeben, wobei sich die 
Kausalitäten nicht immer klar bestimmen lassen. So haben Kinder, deren Familie in dauerhafter 
Einkommensarmut leben, Einschränkungen in der kognitiven Entwicklung. Studenten leben da-
gegen in einem besonderen sozialen Umfeld, genießen Preisvorteile und haben vor allem die 
berechtigte Hoffnung, später ein hohes Einkommen zu erzielen. Daher ist die Einkommensmo-
bilität  und die Verweildauer in Einkommensarmut ein wichtiger Aspekt, der hier auch ausführ-
lich behandelt wird. 
 
Relativ selten wird in Deutschland die materielle Entbehrung (Deprivation) als wichtigstes Ar-
ƳǳǘǎƪǊƛǘŜǊƛǳƳ ƎŜƴŀƴƴǘΦ DŜŦǊŀƎǘ ǿǳǊŘŜΣ ƻō α{ƛŜ ǎƛŎƘ ŘƛŜ ƎǊǳƴŘƭŜƎŜƴŘŜƴ 5ƛƴƎŜ ŘŜǎ [Ŝōens nicht 
ƭŜƛǎǘŜƴ ƪǀƴƴŜƴ ό[ŜōŜƴǎƳƛǘǘŜƭΣ ¦ƴǘŜǊƪǳƴŦǘΣ YƭŜƛŘǳƴƎ ŜǘŎΦύΦά 5ƛŜǎ ǿǳǊŘŜ ƘƛŜǊȊǳƭŀƴŘŜ ƳǀƎƭƛŎƘŜǊπ
weise als absolute Armut im Sinne der bloßen physischen Existenzsicherung verstanden, und ist 
damit in einem relativ reichen Land wie Deutschland wesentlich enger gefasst als die in der EU-
5ŜŦƛƴƛǘƛƻƴ ȊƛǘƛŜǊǘŜ α[ŜōŜƴǎǿŜƛǎŜΣ ŘƛŜ ƛƴ ŘŜƳ aƛǘƎƭƛŜŘǎƭŀƴŘ ŀƭǎ aƛƴƛƳǳƳ ƘƛƴƴŜƘƳōŀǊ ƛǎǘάΦ 5Ŝƴƴ 
hiermit ist eher das sozio-kulturelle Existenzminimum gemeint, das relativ zum Wohlstandsni-
veau des Mitgliedslandes ist.  
 
Nicht abgefragt wurde die Armutsdefinition des Nobelpreisträgers Amartya Sen: Er sieht in sei-
nem sogenannten Capability-Ansatz Armut als gegeben an, wenn die Entfaltungsmöglichkeiten 
stark eingeschränkt sind. Dimensionen sind beispielsweise der Zugang zu Informationen, Mobi-
lität, die Möglichkeit, ohne Scham in der Öffentlichkeit aufzutreten, und vieles mehr. Mit seiner 
Deutung von Armut löst Sen auch den Gegensatz von absoluter und relativer Armut auf. Denn 
die genannten Grundbedürfnisse sind für sich gesehen absolut, erfordern aber je nach Gesell-
schaft unterschiedliche Ressourcen. So ist für den Zugang zu Informationen in den wirtschaftlich 
hochentwickelten Ländern inzwischen ein Internetzugang erforderlich. Um mobil zu sein, mag 
in manchen Regionen ein Auto nötig sein, in Regionen mit einem gut ausgebauten Busnetz da-
gegen nicht unbedingt. Auf der Ressourcenebene ist Armut nach der Definition von Sen damit 
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relativ. Mit diesem mehrdimensionalen Ansatz kann der Blick auf Armut geweitet werden. So 
ist der Zugang zum Erwerbsleben nicht nur Mittel zum Zweck des Geldverdienens, sondern 
gleichzeitig auch eine wichtige Teilhabedimension und eine Möglichkeit sich produktiv in die 
Gesellschaft einzubringen. Studien belegen, dass der Status der Arbeitslosigkeit einen größeren 
Einfluss auf die Lebenszufriedenheit hat als der mit der Arbeitslosigkeit verbundene Einkom-
mensverlust (Winkelmann/Winkelmann, 1998; Winkelmann, 2014). Umgekehrt zeigt eine Un-
tersuchung des Instituts für Arbeitsmarkt und Berufsforschung (IAB) (Anger et al., 2018), dass 
bei der Erwerbstätigkeit von Rentnern zwar Geld eine wichtige Rolle spielt, soziale Motive aber 
überwiegen. 
 
Fazit: Armut ist ein schwer zu fassender Begriff und insbesondere die Bestimmung eines Schwel-
lenwerts für Armut ist ohne normative Setzungen kaum möglich. Eine datengestützte Kalibrie-
rung kann nur dann ansatzweise erfolgen, wenn in einem Datensatz auch mehrere Variablen zu 
den Auswirkungen von Armut (beispielsweise das Gefühl mangelnder Selbstbestimmtheit, Fa-
talismus) miterfasst werden. Die genaue Anzahl der Armen wird sich also wissenschaftlich nicht 
ŜǊƳƛǘǘŜƭƴ ƭŀǎǎŜƴΦ 9ǎ ƪŀƴƴ ŘŀƘŜǊ ŀƭƭŜƴŦŀƭƭǎ ŘŀǊǳƳ ƎŜƘŜƴΣ Ŝƛƴ aŀǖ Ȋǳ ŦƛƴŘŜƴΣ αŘŀǎ Ŝǎ ŜǊƭŀǳōǘΣ Iŀǳǎπ
halte zu identifizieren, die sich bezüglich einer Reihe von Charakteristika, die unserem theoreti-
ǎŎƘŜƴ ±ŜǊǎǘŅƴŘƴƛǎ Ǿƻƴ !ǊƳǳǘ ŜƴǘǎǇǊŜŎƘŜƴΣ Ǿƻƴ ŀƴŘŜǊŜƴ ŀōƘŜōŜƴάΣ ǿƛŜ Ŝǎ ƛǊƛǎŎƘŜ ²ƛǎǎŜƴǎŎƘŀŦǘπ
ler formulierten, die im Auftrag ihrer Regierung einen zusammengesetzten Armutsindikator ent-
wickelt haben (Nolan et al., 2002, 48; eigene Übersetzung).  
 
Um Armut wirkungsvoll und effizient bekämpfen zu können und soziale Teilhabe zu sichern, ist 
es notwendig, die gesellschaftlichen Gruppen mit besonders hoher Armutsgefährdung auszu-
machen und dann näher zu untersuchen, worin genau ihr gruppenspezifisches Problem liegt. 
Nach unserem Verständnis ist es besonders wichtig, dass die Menschen, die Möglichkeit bekom-
men, ihr individuelles Potenzial zu entfalten. Dazu gehören ς nicht zuletzt für Kinder ς eine an-
gemessene Wohnraumversorgung und ein gedeihliches Wohnumfeld und gleicher Zugang zu 
Bildung und Information. Um ein möglichst selbstbestimmtes Leben führen und sich als selbst-
wirksam erfahren zu können, ist es beispielsweise wesentlich, einen gewissen finanzieller Spiel-
raum zu haben, um über das physische Existenzminimum hinaus Ausgaben nach eigenen Präfe-
renzen tätigen zu können, eine Arbeitsstelle möglichst entsprechend der eigenen Fähigkeit und 
Ausbildung zu finden und am gesellschaftlichen Leben teilzuhaben. Relative Einkommensarmut 
mit Armut gleichzusetzen, wäre daher konzeptionell zu eindimensional. Auf der empirischen 
Ebene kann Niedrigeinkommen aber als Richtgröße für Mangellagen betrachtet werden. Zudem 
fehlt es den verfügbaren Daten zumeist an der Tiefe, um einen komplexeren multidimensiona-
len Armutsindikator zu bestimmen und datengestützt Schwellenwerte zu überprüfen. Daher 
nimmt die Behandlung von Einkommensarmut in diesem Gutachten einen breiten Raum ein. 
 
Kapitel 2 beschäftigt sich daher ausführlich mit der relativen Einkommensarmut. Aufgezeigt 
wird, welche Unterschiede verschiedene Berechnungsansätze ausmachen, wer die besonders 
betroffenen Gruppen sind, wie sich die Einkommensarmut entwickelt hat, und wie Deutschland 
im internationalen Vergleich einzuordnen ist. Kapitel 3 betrachtet Einkommensarmut in der re-
gionalen Perspektive, berücksichtigt den Einfluss regional unterschiedlicher Preisniveaus auf die 
Armutstopografie und zeigt die Bedeutung sozio-demografischer Faktoren für den regionalen 
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Vergleich auf. In Kapitel 4 werden sowohl die Dauerhaftigkeit von Einkommensarmut als auch 
die Einkommensmobilität im Lebensverlauf und zwischen den Generationen betrachtet. Kapitel 
5 behandelt das Ausmaß der materiellen Entbehrungen sowohl auf nationaler als auch auf in-
ternationaler Ebene. In Kapitel 6 wird der Capability-Ansatz verfolgt und ein multidimensionaler 
Armutsindex konstruiert. Mit diesem wird die zeitliche Entwicklung multidimensionaler Armut 
betrachtet und Deutschland mit anderen europäischen Ländern verglichen. Abschließend wer-
den aus den Ergebnissen der empirischen Kapitel Handlungsempfehlungen zur Armutsbekämp-
fung abgeleitet. 
 

2 Relative Einkommensarmut 

 

2.1 Niveau relativer Einkommensarmut und Risikogruppen 

 
Wie bereits dargelegt, wird in entwickelten Wohlfahrtsstaaten zur Beurteilung der Armutssitu-
ation häufig auf die relative Einkommensarmut oder Armutsgefährdungsquote zurückgegriffen. 
Als relativ einkommensarm gilt, wer weniger als 60 Prozent des bedarfsgewichteten Medianein-
kommens der Gesamtbevölkerung zur Verfügung hat. Das Medianeinkommen ist das Einkom-
men in der Mitte der Gesellschaft ς eine Bevölkerungshälfte hat ein geringeres Einkommen, die 
andere Hälfte ein höheres Einkommen. Zur Ermittlung des Medianeinkommens sind somit 
Kenntnisse repräsentativer Einkommensdaten der Gesamtbevölkerung erforderlich, die mittels 
Haushaltsbefragungsdaten erfasst werden. Mittels der Bedarfsgewichtung werden Ersparnisse 
gemeinsamen Wirtschaftens bei steigender Haushaltsgröße berücksichtigt. Da ein Zweiperso-
nenhaushalt nicht unmittelbar zwei Küchen, zwei Wohnzimmer oder zwei Bäder benötigt, muss 
er auch nicht über das doppelte Einkommen eines Alleinstehenden verfügen, um einen ähnli-
chen Lebensstandard zu erreichen. Offizielle Verteilungsstatistiken des Statistischen Bundes-
amts und Eurostats greifen bei der Bedarfsgewichtung jeweils auf die sogenannte modifizierte 
OECD-Äquivalenzskala zurück. Demnach erhält die erste Person im Haushalt ein Gewicht von 1, 
jedes weitere Haushaltsmitglied ab 14 Jahren ein Gewicht von 0,5 und Kinder unter 14 Jahren 
ein Gewicht von 0,3. Gemäß dieser Skala muss ein Paar ohne Kinder beispielsweise nur das 1,5-
fache des Haushaltseinkommens eines Alleinstehenden zur Verfügung haben, um einen ver-
gleichbaren Lebensstandard zu erreichen. In den folgenden Unterkapiteln wird der Einfluss un-
terschiedlicher Datensätze und Äquivalenzskalen untersucht. Schließlich wird die zahlenmäßige 
Relevanz der identifizierten Gruppen mit besonders hoher Armutsgefährdung detaillierter be-
trachtet.  
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2.1.1 Unterschiedliche Befragungsdatensätze 

 
Im Rahmen der Armuts- und Reichtumsberichterstattung der Bundesregierung werden offizielle 
Armutsgefährdungsquoten auf der Basis von vier verschiedenen Befragungsdatensätzen ermit-
telt (Kasten). In der vorliegenden Analyse werden die Befragungsdaten jeweils entsprechend 
ihrer einschlägigen Vorteile verwendet. Der präferierte Datensatz des Teilhabemonitors ist das 
Sozio-oekonomische Panel (SOEP), da es Analysen über längerfristige Zeiträume ermöglicht (seit 
1984), eine Längsschnittperspektive aufzeigt und die Einkommensdaten sehr detailliert abge-
fragt werden. Ebenfalls wird auf den Mikrozensus zurückgegriffen, da er aufgrund seines großen 
Stichprobenumfangs Einkommensarmutsanalysen auf regionaler Ebene ermöglicht. Die Daten 
des EU-SILC werden verwendet, um die Armutsgefährdungssituation Deutschlands auch inter-
national einzuordnen. 
 
In Tabelle 2-1 sind die Armutsgefährdungsquoten auf Basis der unterschiedlichen Befragungs-
datensätze nach Altersgruppen und Haushaltstypen dargestellt. Die Ergebnisse auf Basis des 
Mikrozensus und der EVS 2013 stammen aus der laufenden Armuts- und Reichtumsberichter-
stattung im Auftrag der Bundesregierung (BMAS, 2018), die Quoten nach Maßgabe der EU-SILC-
Daten von Eurostat, die SOEP-Ergebnisse basieren auf eigenen Berechnungen. Die Ergebnisse 
auf Basis der EVS werden in der Tabelle nachrichtlich ausgewiesen, da die aktuell verfügbare 
Befragung im Jahr 2013 stattfand und somit nur eingeschränkt mit den anderen Kennzahlen 
vergleichbar ist. Mit einem Anteil zwischen knapp 16 und knapp 17 Prozent liegen die durch-
schnittlichen Armutsgefährdungsquoten der verschiedenen Datensätze auf recht ähnlichem Ni-
veau.  
 
Bei der Differenzierung nach Altersgruppen und Haushaltstypen zeigen sich hingegen sehr deut-
liche Unterschiede. Das SOEP und der Mikrozensus deuten jeweils auf überdurchschnittliche 
Armutsgefährdungsquoten von Kindern und unterdurchschnittliche Quoten der Bevölkerung ab 
65 Jahren hin. Gemäß EU-SILC und EVS verhält es sich eher umgekehrt. Hiernach liegt das Ein-
kommensarmutsrisiko der Bevölkerung unter 18 Jahren leicht unterdurchschnittlich, dahinge-
gen sind die Älteren durch leicht überdurchschnittliche Armutsgefährdungsquoten gekenn-
zeichnet. Noch drastischer zeigen sich die Unterschiede bei der Armutsgefährdung von Paar-
haushalten mit drei Kindern oder mehr. Im Mikrozensus und SOEP ist dieser Haushaltstyp durch 
ein stark überdurchschnittliches Armutsgefährdungsrisiko von 27 respektive 32 Prozent kenn-
zeichnet. In der EVS liegt die Armutsgefährdungsquote mit knapp 12 Prozent hingegen recht 
eindeutig unterhalb der durchschnittlichen Armutsgefährdung in der Gesamtbevölkerung.  
 
Eine Erklärung für die unterschiedlichen Einkommensarmutsquoten liegt in den deutlichen Un-
terschieden in der Höhe der Schwelle, ab der eine Person in den jeweiligen Datensätzen als ar-
mutsgefährdet gilt. Gemäß Mikrozensus gilt eine Person im Jahr 2016 mit einem monatlichen 
Haushaltsnettoeinkommen von 969 Euro als relativ einkommensarm. Gemäß EVS musste eine 
Person bereits 2013 rund 220 Euro mehr zur Verfügung haben, um nicht als armutsgefährdet zu 
gelten. Eine Erklärung für den Unterschied liegt darin, dass bei der klassifizierten Einkommens-
abfrage im Mikrozensus unregelmäßige Einkommenskomponenten tendenziell untererfasst 
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sind und damit die Einkommen eher geringer ausfallen. Zudem werden im Mikrozensus keine 
Einkommensvorteile aus selbstgenutztem Wohneigentum als Einkommensbestandteil erfasst. 
Die Armutsgefährdungsschwellen auf Basis des SOEP und des EU-SILC erscheinen auf den ersten 
Blick ähnlich. Allerdings bleiben beim EU-SILC im Gegensatz zum SOEP die Nettomietvorteile 
selbstgenutzten Wohneigentums unberücksichtigt ς bei entsprechender Berücksichtigung wür-
den die Einkommensgrenzen näher bei der Armutsgefährdungsschwelle der EVS liegen. 
 

Haushaltsbefragungsdaten zur Ermittlung relativer Einkommensarmut 

Im Rahmen des Mikrozensus werden im Auftrag des Statistischen Bundesamts jedes Jahr rund 830.000 
Personen zu ihren Lebensbedingungen befragt. Der Wissenschaft steht eine 70-Prozent-Substichprobe zur 
Verfügung. Der Mikrozensus liefert insbesondere Informationen über die Haushalts- und Familienstruktur 
der Bevölkerung, die Erwerbsbeteiligung sowie über die Migrationsbewegungen. Als größter Datensatz mit 
verpflichtender Teilnahme gilt die Bevölkerungszusammensetzung des Mikrozensus gemeinhin als Refe-
renzstatistik für die übrigen Haushaltsbefragungen. Für Einkommensanalysen eignet sich der Mikrozensus 
ŀƭƭŜǊŘƛƴƎǎ ƴǳǊ ōŜŘƛƴƎǘΣ Řŀ Řŀǎ 9ƛƴƪƻƳƳŜƴ ƴǳǊ ǸōŜǊ ŜƛƴŜ ŜƛƴȊƛƎŜ CǊŀƎŜ ƴŀŎƘ ŘŜƳ αƳƻƴŀǘƭƛŎƘŜƴ IŀǳǎƘŀƭǘǎπ
ŜƛƴƪƻƳƳŜƴά ƛƴ 9ƛƴƪƻƳƳŜƴǎƪƭŀǎǎŜƴ ŜǊŦŀǎǎǘ ǿƛǊŘΦ !ǳŦƎǊǳƴŘ ŘŜǊ {ǘƛŎƘǇǊƻōŜƴƎǊǀǖŜ ƛǎǘ Ŝǎ ŀƭƭŜǊdings der ein-
zige Befragungsdatensatz, der Analysen auf tiefgliedriger regionaler Ebene ermöglicht.  

Die Einkommens- und Verbrauchsstichprobe (EVS) wird in fünfjährigem Abstand durch das Statistische 
Bundesamt als Quotenstichprobe des Mikrozensus durchgeführt. Neben dem Einkommen und sonstigen 
sozio-ökonomischen Merkmalen werden die privaten Haushalte in der EVS insbesondere zu ihren Konsum-
ausgaben, ihrer Ausstattung mit Gebrauchsgütern sowie zu ihrem Vermögen und ihren Schulden befragt. 
Insgesamt werden im Rahmen der EVS rund 60.000 Haushalte erfasst. Aus Datenschutzgründen werden 
Haushalte mit einem monatlichen Haushaltsnettoeinkommen von mehr als 18.000 Euro nicht berücksich-
tigt (sogenannte Abschneidegrenze). Zur Auswertung für wissenschaftliche Zwecke werden in einem 
Scientific-Use-File Daten für eine Zufallsauswahl von rund 80 Prozent dieser Haushalte zur Verfügung ge-
stellt. Die Einnahmen und Ausgaben werden in der EVS mittels einer quartalsweisen Anschreibemethode 
erfasst. Aufgrund der Abschneidegrenze und der freiwilligen Teilnahme sind die Einkommensränder in der 
EVS eher unterrepräsentiert. Ausländische Staatsangehörige sind in der EVS kaum erfasst.  

Die auf Basis von vergleichbaren Mindeststandards europaweit durchgeführte European Union Statistics 
on Income and Living Conditions (EU-SILC) stellen die Standardquelle für die Messung von Armut und 
Lebensbedingungen in den Mitgliedstaaten der Europäischen Union (EU) dar. Das EU-SILC ergibt sich aus 
einer Teilstichprobe der zufällig im Rahmen des Mikrozensus ausgewählten Haushalte, die sich bereiter-
klärt haben, für weitere Befragungen zur Verfügung zu stehen, und kann daher als mehrstufige Zufallsaus-
wahl gesehen werden. Im EU-SILC werden jährlich rund 14.000 Haushalte befragt. In einer Übergangs-
phase bis zur Welle 2007 wurde ein Teil der deutschen Stichprobe allerdings noch über eine repräsentative 
Quotenauswahl gewonnen. Ausländische Staatsangehörige und Personen mit Migrationshintergrund sind 
im EU-SILC tendenziell untererfasst.  

Das Sozio-oekonomische Panel (SOEP) ist eine repräsentative Wiederholungsbefragung, die bereits seit 
1984 jährlich Daten bezüglich Einkommen, Erwerbstätigkeit, Bildung sowie auch subjektiven Einschätzun-
gen erhebt. Im Auftrag des Deutschen Instituts für Wirtschaftsforschung (DIW) Berlin werden zurzeit in 
Deutschland mehr als 35.000 Personen in knapp 15.000 Haushalten erfasst. Das SOEP zeichnet sich insbe-
sondere durch die detaillierte Abfrage einzelner Einkommenskomponenten des Vorjahres aus, einer sehr 
umfangreichen Daten- und Methodendokumentation sowie dem Bemühen, durch regelmäßige Stichpro-
benergänzungen auch spezifische Teilgruppen wie beispielsweise Personen mit Migrationshintergrund 
oder bestimmte Familienformen repräsentativ abzubilden. 

Quelle: Eigene Darstellung auf Basis Niehues, 2017 
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Tabelle 2-1: Relative Armutsgefährdung nach Alter und Haushaltstyp 
Anteil der armutsgefährdeten Personen in Prozent, 2016 

 
Mikrozensus2) SOEP1) EU-SILC2) 

Nachrichtlich: EVS 
2013 

Gesamt 15,7 16,7 16,1 16,7 

Differenzierung 
nach Alter 

    

Unter 18 Jahre 20,2 23,2 15,2 15,6 

18 bis 24 Jahre 25,5 28,5 21,4 23,8 

25 bis 49 Jahre 14,3 17,4 13,9 14,7 

50 bis 64 Jahre 12,1 11,2 17,2 16,5 

65 Jahre und älter 14,8 12,4 17,0 18,4 

Differenzierung 
nach Haushaltstyp 

    

Alleinlebend 26,3 25,7 32,1 31,9 

Alleinerziehend 43,6 36,8 33,2 42,7 

Paar mit 1 Kind 9,2 9,1 8,3 13,5 

Paar mit 2 Kindern 11,5 10,4 8,4 9,2 

Paar mit 3 und mehr 
Kindern 

27,4 32,3 19,5 11,8 

Nachrichtlich: 
Armutsgefährdungs-
schwelle für einen Allein-
lebenden (in Euro) 

969 1.121 1.096 1.189 

1) Der Konvention entsprechend beziehen sich die Werte jeweils auf das Einkommensjahr und nicht auf das Jahr der 
Befragung (im SOEP und EU-SILC werden jeweils die Einkommen des Vorjahres erfragt). 2) Werte ohne Berücksichtigung 
der Einkommensvorteile aus selbstgenutztem Wohneigentum. 
Quellen: BMAS, 2018; Berechnungen des Instituts für Angewandte Wirtschaftsforschung (IAW); Eurostat; SOEP v34; 
eigene Berechnungen 

 
Ein Blick auf die Abbildung der Bevölkerung mit ausländischer Staatsangehörigkeit kann erste 
Ansätze für eine Erklärung der Unterschiede zwischen den Datensätzen liefern. In der EVS be-
sitzen nur ein wenig mehr als 2 Prozent der hochgerechneten Befragten eine ausländische 
Staatsangehörigkeit, im EU-SILC geringfügig mehr als 4 Prozent der Erwachsenen. Beide Werte 
liegen deutlich unterhalb der Anzahl der Menschen mit ausschließlich ausländischer Staatsan-
gehörigkeit gemäß Mikrozensus. Insofern stehen die Quoten auf Basis der EVS und des EU-SILC 
vermutlich eher für das Einkommensarmutsrisiko von Menschen mit deutscher Staatsangehö-
rigkeit und sind nur eingeschränkt repräsentativ für die Gesamtbevölkerung. 
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2.1.2 Einfluss der Äquivalenzskala 

 
Bei der Berechnung von Armutsgefährdungsquoten und Verteilungskennziffern werden die per-
sonellen Einkommen jeweils mit Äquivalenzskalen gewichtet, um zu berücksichtigen, dass grö-
ßere Haushalte von Einspareffekten gemeinsamen Wirtschaftens profitieren. Dies folgt der 
Idee, dass beispielsweise ein Paarhaushalt ohne Kinder nicht das doppelte Einkommen eines 
Singlehaushalts zur Verfügung haben muss, um einen vergleichbaren Lebensstandard zu errei-
chen. Mit welchem exakten Gewicht Einspareffekte bei zunehmender Haushaltsgröße berück-
sichtigt werden, ist jedoch nicht eindeutig festgelegt. In offiziellen Verteilungsstatistiken wie 
beispielsweise von Eurostat oder dem Statistischen Bundesamt hat sich die Verwendung der 
sogenannten modifizierten OECD-Skala als Konvention durchgesetzt. Die erste Person im Haus-
halt erhält demnach das Gewicht von 1, weitere Haushaltsmitglieder ab 14 Jahren das Gewicht 
0,5 und Kinder unter 14 Jahren 0,3. Die verbreitete Nutzung derselben Äquivalenzskala hat den 
Vorteil, dass unterschiedliche Studien und Verteilungskennziffern unterschiedlicher Länder in 
dieser Hinsicht vergleichbar sind. In der Literatur werden auch weitere Äquivalenzskalen ver-
wendet. Die alte OECD-Äquivalenzskala unterstellt geringere Einspareffekte mit zunehmender 
Haushaltsgröße und weist dem ersten Erwachsenen ein Gewicht von 1 zu, weiteren Haushalts-
mitgliedern ab 14 Jahren das Gewicht 0,7 und Kindern unter 14 Jahren das Gewicht 0,5. Die 
Verteilungsdaten der Luxemburg Income Study sowie die OECD Income Distribution Base grei-
fen auf die Quadratwurzel der Haushaltsgröße als Äquivalenzskala zurück. Weiterhin wurde von 
Citro und Michael ein Äquivalenzgewicht entwickelt, welches die Anzahl der Erwachsenen mit 
dem 0,7-fachen der Anzahl der Kinder im Haushalt multipliziert und das Produkt mit 0,7 poten-
ziert (Citro/Michael, 1995). Als weitere Alternative wurde in dieser Analyse eine αHartz-IV-Äqui-
ǾŀƭŜƴȊǎƪŀƭŀά ŀǇǇǊƻȄƛƳƛŜǊǘΣ ŘƛŜ ŀǳǎ ŘŜƴ ǳƴǘŜǊǎŎƘƛŜŘƭƛŎƘŜƴ wŜƎŜƭǎŅǘzen für unterschiedliche Al-
tersgruppen sowie den anteiligen Wohnkosten bei unterschiedlicher Größe der Bedarfsgemein-
schaft gebildet wurde. Zuletzt wird als Vergleichsgröße eine reine Pro-Kopf-Betrachtung darge-
stellt, bei der jeder Person ein Äquivalenzgewicht von 1 zugewiesen wird und keine Einsparef-
fekte berücksichtigt werden.  
 
Tabelle 2-2 stellt die resultierenden Armutsgefährdungsquoten der verschiedenen Äquivalenz-
skalen gegenüber. Zunächst wird deutlich, dass die Verwendung unterschiedlicher Äquivalenz-
skalen vor allem zu Unterschieden in den Einkommensarmutsrisiken nach Haushaltstypen und 
Altersgruppen führen. Die Beobachtung eines höheren Einkommensarmutsrisikos in Ost-
deutschland, Arbeitsloser und von Personen mit Migrationshintergrund bleibt davon nahezu 
unberührt. Den unterschiedlichen Äquivalenzskalen liegen jedoch sehr unterschiedliche Ar-
mutsgefährdungsschwellen zugrunde. Diese reichen von 794 Euro bei einer reinen Pro-Kopf-
Betrachtung bis 1.210 Euro (umgerechnet auf einen Alleinstehenden) bei der Quadratwurzel 
der Haushaltsgröße als Äquivalenzskala. Die modifizierte OECD-{ƪŀƭŀΣ ŘƛŜ αIŀǊǘȊ-IV-{ƪŀƭŀά ǳƴŘ 
die Skala nach Citro und Michael (1995) resultieren jeweils in Armutsgefährdungsschwellen zwi-
schen 968 Euro (alte OECD-Skala) und 1.121 Euro (neue OECD-Skala).  
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Bezüglich der Armutsgefährdungsrisiken nach Altersgruppen und Haushaltstypen resultieren 
ŘƛŜ αIŀǊǘȊ-IV-{ƪŀƭŀά ǳƴŘ ŘƛŜ ŀƭǘŜ h9/5-Skala in strukturell sehr ähnlichen Einkommensarmutsri-
siken. Im Vergleich zur modifizierten OECD-Skala ist das Einkommensarmutsrisiko bei unter 18-
Jährigen und Mehrkindfamilien höher, das Risiko bei Älteren hingegen geringer. Die Skala nach 
Citro und Michael liefert ähnliche Ergebnisse wie die modifizierte OECD-Skala. Einzig das Ein-
kommensarmutsrisiko Jüngerer sowie das Risiko Alleinerziehender sind geringfügig höher. Bei 
der Quadratwurzel-Variante werden sehr große Einspareffekte unterstellt, die Einkommensar-
mutsrisiken in Mehrkindhaushalten sind entsprechend gering. Dafür impliziert dieses Äquiva-
lenzgewicht ein höheres Einkommensarmutsrisiko Älterer, welches trotz höherer Armutsgefähr-
dungsschwelle aber noch immer unterhalb des Durchschnittswerts für die Gesamtbevölkerung 
liegt.  
 
Garbuszus et al. (2018) haben zudem eine einkommensabhängige Äquivalenzskala anhand von 
tatsächlichen Konsumdaten geschätzt. Die Vorgehensweise führt zu höheren Äquivalenzgewich-
ten im unteren Einkommensbereich und höheren Armutsgefährdungsquoten bei Allein- 
erziehendenhaushalten und Paarhaushalten mit einem und zwei Kindern ς allerdings bei deut-
lich höheren zugrundeliegenden Armutsgefährdungsschwellen. Aus dem höheren Schwellen-
wert ergibt sich ebenfalls ein deutlich gestiegenes Einkommensarmutsrisikos von Singlehaus-
halten, die in der Betrachtung von Garbuszus et al. außen vor bleiben. Insgesamt impliziert die 
Betrachtungsweise vergleichsweise größere Einkommensarmutsrisiken bei kleinen Haushalts-
größen; Mehrkindfamilien mit drei und mehr Kindern würden hingegen aus dem Fokus der be-
sonders armutsgefährdeten Gruppen fallen.  
 

Tabelle 2-2: Armutsgefährdung nach Gruppen: Einfluss der Äquivalenzskala 
Anteil der Personen mit einem bedarfsgewichteten Nettoeinkommen von weniger als 60 Prozent des Einkommensme-
dians im Jahr 2016, in Prozent 

 Pro Kopf Alte OECD 
Neue 
OECD 

Quadrat-
wurzel 

HARTZ IV 
Citro / Mi-

chael 

Insgesamt 18,7 16,9 16,7 16,9 16,7 16,3 

Differenzierung nach Geschlecht 

Männlich 18,9 16,8 16,3 16,3 16,6 16,1 

Weiblich 18,5 17,0 16,9 17,5 16,8 16,5 

Differenzierung nach West-/Ostdeutschland 

Westdeutschland 17,9 15,9 15,4 15,6 15,5 15,0 

Ostdeutschland 22,7 22,1 22,5 23,2 22,6 22,4 

Differenzierung nach Alter 

Unter 18 Jahre 38,4 28,6 23,2 22,1 27,2 24,4 

18 bis 24 Jahre 30,8 29,5 28,5 25,7 27,1 27,2 

25 bis 49 Jahre 20,9 17,8 17,4 17,7 18,1 17,2 

50 bis 64 Jahre 9,0 10,2 11,2 11,5 10,1 10,6 

65 Jahre und älter  6,9 9,9 12,4 14,4 10,4 11,2 
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 Pro Kopf Alte OECD 
Neue 
OECD 

Quadrat-
wurzel 

HARTZ IV 
Citro / Mi-

chael 

Differenzierung nach Haushaltstyp 

Alleinlebend 11,4 18,6 25,7 29,5 20,8 22,3 

Alleinerziehend 44,1 39,0 36,8 39,6 39,2 38,2 

Paar mit 1 Kind 13,2 10,3 9,1 8,9 10,1 9,9 

Paar mit 2 Kindern 22,4 13,7 10,4 9,6 12,5 11,0 

Paar mit 3 und mehr 
Kindern 

56,6 43,5 32,3 25,3 37,8 32,2 

Differenzierung nach überwiegendem Erwerbsstatus im Einkommensjahr 
(18 Jahre und älter) 

Erwerbstätig 10,9 9,6 10,0 10,4 9,6 9,5 

Arbeitslos 63,1 64,6 64,3 65,6 65,6 64,4 

Rentner/ Pensionär 8,0 11,2 13,9 15,7 11,7 12,6 

Differenzierung nach Wohnstatus 

Eigentümerhaushalt  
oder mietfrei 

7,0 5,3 4,3 4,0 4,6 4,1 

Mieterhaushalt 30,8 29,0 29,6 30,4 29,4 29,0 

Differenzierung nach Migrationshintergrund 

Ohne  
Migrationshintergrund 

12,8 11,9 12,5 12,9 11,9 11,9 

Mit direktem  
Migrationshintergrund 

32,3 30,9 29,1 29,2 30,5 29,2 

Mit indirektem  
Migrationshintergrund 

39,0 30,8 26,9 26,0 29,7 27,0 

Ergänzende Kennziffern 

60 Prozent des Medianein-
kommens in Euro/Monat 

794 968 1.121 1.210 1.012 1.049 

Quellen: SOEP v34; eigene Berechnungen 

Insgesamt ist die Identifikation der Risikogruppen relativ robust gegenüber der Wahl der Äqui-
valenzskalen. Die Auswahl der Äquivalenzskala kann allerdings wahlweise Alterseinkommensar-
mut in den Fokus rücken, wenn hohe Einspareffekte unterstellt werden, oder Einkommensar-
mutsrisiken von Familien mit vielen Kindern, wenn nur sehr geringe Skaleneffekte unterstellt 
werden.  
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2.1.3 Risikogruppen 

 
Bei der genauen Höhe der Einkommensarmutsrisiken nach Altersgruppen und Haushaltstypen 
gibt es durchaus Unterschiede zwischen den verfügbaren Haushaltsbefragungsdaten. Die Cha-
rakteristika der im besonderen Maße armutsgefährdeten Haushalte sind allerdings gleicherma-
ßen robust wie auch evident in allen repräsentativen Datensätzen erkennbar. Abbildung 2-1 il-
lustriert beispielhaft die Verteilung der Einkommensarmutsrisiken nach unterschiedlichen so-
zio-ökonomischen Merkmalen auf Basis des SOEP. Die Risikogruppen sind dabei jeweils rot um-
randet in der Abbildung hervorgehoben. Nachdem sich in früheren Befragungswellen ein leicht 
höheres Einkommensarmutsrisiko bei den Frauen gezeigt hatte, sind im Jahr 2016 nur noch sehr 
geringe Unterschiede zwischen Männern und Frauen erkennbar. Das Armutsgefährdungsrisiko 
in Ostdeutschland liegt hingegen auch mehr als zwei Jahrzehnte nach der Wiedervereinigung 
um rund 7 Prozentpunkte oberhalb des Risikos in Westdeutschland. Es gilt allerdings zu beach-
ten, dass die Differenz im Mikrozensus mit 3,4 Prozentpunkten erkennbar geringer ausfällt. Ein 
Grund könnte darin liegen, dass im Osten unregelmäßige Einkommen sowie der Nettomietvor-
teil aus selbstgenutztem Wohneigentum eine geringere Bedeutung haben. Zudem ist die Diffe-
renz bei Berücksichtigung der weiterhin sehr unterschiedlichen Lebenshaltungskosten in beiden 
Regionen abermals geringer.  
 

Abbildung 2-1: Gruppen mit erhöhter Armutsgefährdung in Deutschland 
In Prozent der jeweiligen Bevölkerung, 2016 

 
Quellen: SOEP v34; eigene Berechnungen 

 
Bei den Erhebungen mit realistischer Abbildung der Personen mit ausländischer Staatsangehö-
rigkeit sowie Befragter mit Migrationshintergrund zeigt sich sehr eindrücklich ein höheres Ein-
kommensarmutsrisiko in den jüngeren Altersgruppen bis 24 Jahre. Das Armutsgefährdungsri-
siko bei der Altersgruppe ab 65 Jahren ς häufig auch als Risiko der Altersarmut bezeichnet ς liegt 
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mit 12,4 Prozent erkennbar unterdurchschnittlich. Mit Blick auf die Haushaltstypen sticht in al-
len Datensätzen das hohe Einkommensarmutsrisiko bei Alleinerziehendenhaushalten heraus. In 
der aktuell verfügbaren SOEP-Befragungswelle sind 36,8 Prozent der Haushaltsmitglieder in Al-
leinerziehendenhaushalten von Armut bedroht. Zudem ist das Einkommensarmutsrisiko unter 
Alleinlebenden sowie Familien mit drei Kindern oder mehr überdurchschnittlich hoch. Bei Per-
sonen, die einer Erwerbstätigkeit nachgehen, ist das Armutsgefährdungsrisiko mit 10 Prozent 
vergleichsweise gering. Bei dem Wert ist zudem berücksichtigen, dass auch Personen mit gerin-
gem Erwerbsumfang in diese Kategorie zählen. Jemand, der in der Befragung seinen Erwerbs-
ǎǘŀǘǳǎ ŀƭǎ αŀǊōŜƛǘǎƭƻǎά ƪƭŀǎǎƛŦƛȊƛŜǊǘΣ Ƙŀǘ ƘƛƴƎŜƎŜƴ ŜƛƴŜ ǎŜƘǊ ƘƻƘŜ ²ŀƘǊǎŎƘŜƛƴƭƛŎƘƪŜƛǘ Ȋǳ ŘŜǊ 
Gruppe der Armutsgefährdeten zu gehören. Mehr als 64 Prozent dieser Gruppe gelten als ar-
mutsgefährdet.  
 
Da Wohneigentum stärker in höheren Einkommensbereichen vorkommt und der Nettomietvor-
teil aus selbstgenutztem Wohneigentum explizit als Einkommensbestandteil des zugrundelie-
genden verfügbaren Einkommens berücksichtigt wird, ist das Armutsgefährdungsrisiko unter 
Eigentümerhaushalten sehr gering ς bei der Gruppe der Mieterhaushalte entsprechend höher. 
Zuletzt zeigt Abbildung 2-1, dass das Einkommensarmutsrisiko bei Menschen mit Migrations-
hintergrund deutlich oberhalb des bundesdeutschen Durchschnitts liegt. Bei Personen, die 
selbst nach Deutschland eingewandert sind (direkter Migrationshintergrund), liegt die Armuts-
gefährdungsquote mit 29 Prozent noch einmal höher als bei Personen, die in Deutschland ge-
boren sind und mindestens ein Elternteil nach Deutschland migriert ist (indirekter Migrations-
hintergrund). 
 
Abbildung 2-1 verdeutlicht zwar die Höhe der Armutsgefährdungsrisiken innerhalb einer Bevöl-
kerungsgruppe, gibt allerdings nur indirekt Einblicke darin, welche Personengruppen in absolu-
ter Anzahl am stärksten in der Gruppe der Armutsgefährdeten vertreten sind und welche Kom-
binationen es zwischen den Merkmalen gibt. Eine weitere Differenzierung ist aufschlussreich, 
um Ursachen von relativer Einkommensarmut besser zuordnen zu können und Risiken zielge-
richteter entgegenwirken zu können. 
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Abbildung 2-2 veranschaulicht daher die Zusammensetzung der knapp 13,6 Millionen armuts-
gefährdeten Menschen in Deutschland nach Altersgruppen, Region (Ost- und Westdeutschland) 
sowie nach dem Migrationsstatus. Zunächst einmal zeigt die Differenzierung nach Region und 
Migrationshintergrund und die damit einhergehende Breite der Spalten, dass Menschen mit 
Migrationshintergrund einen signifikanten Einfluss auf das Einkommensarmutsrisiko in West-
deutschland und kaum auf dessen Höhe in Ostdeutschland haben ς vorrangig, weil dort deutlich 
weniger Menschen mit Migrationshintergrund leben. Unter den Menschen ohne Migrationshin-
tergrund liegt das Einkommensarmutsrisiko in Westdeutschland bei 10,4 Prozent, in Ost-
deutschland hingegen bei 20,5 Prozent.  
 
Weiterhin legt die Differenzierung nahe, dass bei Betrachtung Westdeutschlands und alleiniger 
Betrachtung von Personen ohne Migrationshintergrund besonders viele der Altersgruppe der 
18- bis 34-Jährigen zur Gruppe der Armutsgefährdeten gehören. Insgesamt sind 17,6 Prozent 
der 18- bis 34-Jährigen Westdeutschlands ohne Migrationshintergrund von Armut bedroht und 
somit ein deutlich höherer Anteil als in den übrigen Altersgruppen (Tabelle 2-3). Da die Alters-
gruppe der ab 65-jährigen Westdeutschen ohne Migrationshintergrund deutlich größer ist, ist 

Abbildung 2-2: Armutsgefährdete nach Alter, Region und Migrationshintergrund 
Im Jahr 2016 

 
MH: Migrationshintergrund. 
Quellen: SOEP v34; eigene Berechnungen 
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mit knapp 1,1 Millionen die absolute Anzahl unter den Armutsgefährdeten ebenfalls hoch, die 
Armutsgefährdungsquote dieser Gruppe mit 9,1 Prozent aber trotzdem unterdurchschnittlich.  
 

Tabelle 2-3: Gruppenspezifische Armutsgefährdungsquoten nach Region, 
Migrationshintergrund und Alter 

Anteil der Personen mit einem bedarfsgewichteten Nettoeinkommen von weniger als 60 Prozent des Einkommensme-
dians im Jahr 2016, in Prozent 

 
Gesamt 

West 
ohne MH 

West mit 
MH 

Ost ohne 
MH 

Ost mit MH 

Unter 18 Jahre 23,2 12,8 33,5 24,0 46,5 

18 bis 34 Jahre 24,8 17,6 32,3 31,7 43,0 

35 bis 49 Jahre 14,0 7,7 22,5 19,3 41,9 

50 bis 64 Jahre 11,2 7,3 17,1 18,6 41,3 

65 Jahre und älter  12,4 9,1 26,5 12,9 19,2 

Nachrichtlich: Gesamt 16,7 10,4 27,4 20,5 40,2 

MH: Migrationshintergrund. 
Quellen: SOEP v34; eigene Berechnungen 

 
Bei Menschen mit Migrationshintergrund in Westdeutschland stellen hingegen unter 18-Jährige 
und 18- bis 34-Jährige zahlenmäßig die größten Gruppen. Gleichzeitig haben diese Gruppen mit 
33,5 Prozent respektive 32,3 Prozent das höchste Einkommensarmutsrisiko unter den Alters-
gruppen mit Migrationshintergrund. Die Vergleichszahl für Kinder in Westdeutschland ohne 
Migrationshintergrund liegt bei 12,8 Prozent bei 18- bis 34-Jährigen bei 17,6 Prozent. In West-
deutschland leben somit im Einkommensjahr 2016 mehr als zwei Drittel der Kinder mit Armuts-
gefährdung in einem Haushalt mit Migrationserfahrung. Knapp 77 Prozent der armutsgefährde-
ten Kinder mit Migrationshintergrund haben keine eigene Migrationserfahrung, sondern sind in 
Deutschland geboren und haben somit einen indirekten Migrationshintergrund. Diese Gruppe 
ist allerdings zahlenmäßig auch deutlich größer ς bei separater Betrachtung liegt die Armutsge-
fährdungsquote der Kinder mit direktem Migrationshintergrund mit knapp 63 Prozent deutlich 
oberhalb der Kinder mit indirektem Migrationshintergrund (29,3 Prozent). Trotzdem deutet das 
sehr hohe Einkommensarmutsrisiko auf weiteren Forschungsbedarf mit Blick auf die Zusam-
mensetzung der Gruppe sowie auf eine detaillierte Ursachenforschung hin. Auf den ersten Blick 
lässt das hohe Armutsgefährdungsrisiko in Familien mit Migrationshintergrund größere Ver-
säumnisse in der Integrationspolitik erahnen.  
 
Die strukturell sehr unterschiedliche Verteilung der Einkommensarmutsrisiken bei Menschen 
mit und ohne Migrationshintergrund kann somit eine Erklärung für die beobachteten Unter-
schiede zwischen den Datensätzen sein. Bei stärkerer Repräsentation der Bevölkerung mit deut-
scher Staatsangehörigkeit fällt das Armutsgefährdungsquote der Kinder geringer aus, dafür liegt 
das Risiko der Älteren vergleichsweise höher. Es gilt allerdings zu berücksichtigen, dass diesem 
Einkommensarmutsrisiko eine wesentlich höhere Schwelle zur Armutsgefährdung zugrunde 
liegt.  
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In Ostdeutschland gibt es deutlich weniger Menschen mit Migrationshintergrund, weswegen 
sich deren Armutsgefährdung nur eingeschränkt differenzieren lässt. Gemäß SOEP-Rechnung 
leben rund 1,4 Millionen Menschen mit Migrationshintergrund in Ostdeutschland, davon sind 
40 Prozent armutsgefährdet. Bei Ostdeutschen ohne Migrationshintergrund liegt die Armutsge-
fährdungsquote in der Gruppe der 18- bis 34-Jährigen mit 31,7 Prozent am höchsten. Mit 24,0 
Prozent liegt auch die Armutsgefährdungsquote der Kinder deutlich über der durchschnittlichen 
Quote der Ostdeutschen ohne Migrationshintergrund in Höhe von 20,5 Prozent. Weil die jünge-
ren Gruppen zahlenmäßig eine etwas geringere Bedeutung haben (beispielsweise 1,8 Millionen 
unter 18-Jährige Ostdeutsche ohne Migrationshintergrund gegenüber 3,3 Millionen 50- bis 64-
Jährigen) schlagen sich die höheren relativen Risiken nicht gleichermaßen im absoluten Umfang 
der Armutsgefährdungsgruppen durch. Die Gruppe der ab 65-Jährigen in Ostdeutschland ohne 
Migrationshintergrund weist mit 12,9 Prozent hingegen ein zur Bezugsgruppe deutlich unter-
durchschnittliches Einkommensarmutsrisiko auf.  
 
Aus der Abbildung lassen sich somit die Gruppe der 18- bis 34-Jährigen sowie Kinder mit Migra-
tionshintergrund als zahlenmäßig besonders von Einkommensarmut bedroht identifizieren. 
Auch wenn das gruppenspezifische Einkommensarmutsrisiko unterdurchschnittlich ist, spielen 
zahlenmäßig Rentner ohne Migrationshintergrund in Westdeutschland eine große Rolle für die 
Zusammensetzung der Gruppe der Armutsgefährdeten, da diese Altersgruppe beinahe ein Vier-
tel der westdeutschen Bevölkerung ohne Migrationshintergrund ausmacht. 
 
Da sich insbesondere in der Altersgruppe der 18- bis 34-Jährigen viele Menschen noch in der 
beruflichen Ausbildung oder im Studium befinden und es sich bei den beobachteten Armutsge-
fährdungsrisiken somit mehrheitlich um temporäre Risiken handeln dürfte, schlüsselt Abbildung 
2-3 die Gruppe der Armutsgefährdeten ebenfalls nach dem Erwerbsstatus auf. Tatsächlich sind 
unter den Armutsgefährdeten Westdeutschlands ohne Migrationshintergrund rund 473.000 
Studenten und 256.000 Auszubildende. Davon sind zusammengenommen knapp 715.000 inner-
halb der Altersgruppe der 18- bis 34-Jährigen ς beinahe jeder Zweite der Armutsgefährdeten 
dieser Altersgruppe. In Ostdeutschland stellen die Lernenden in dieser Altersgruppe etwa jeden 
Dritten der Armutsgefährdeten.  
 
Bei ausschließlicher Betrachtung Westdeutschlands und von Menschen ohne Migrationshinter-
grund sind Rentner die zahlenmäßig größte Gruppe unter den Armutsgefährdeten. In Ost-
deutschland zeigt sich ein anderes Bild. Dort stellen Arbeitslose die größte Gruppe unter den 
Armutsgefährdeten.  
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Eine weitere Aufschlüsselung nach Haushaltstypen weist daraufhin, dass bei Westdeutschen 
ohne Migrationshintergrund besonders Kinder in Alleinerziehendenhaushalten von Armut be-
droht sind (rund 375.000 Kinder). In Haushalten mit Migrationshintergrund lebt der weitaus 
größere Anteil armutsgefährdeter Kinder hingegen in Paarhaushalten (rund 1.281.000). Bei den 
Älteren zeigt sich insbesondere für die westdeutschen Rentner ohne Migrationshintergrund, 
dass Single-Rentnerhaushalte ein erhöhtes Risiko aufweisen (rund 778.000). Mit 20 Prozent liegt 
die Armutsgefährdungsquote der Rentner in Singlehaushalten ungefähr doppelt so hoch wie bei 
nicht alleinlebenden Rentnern (Tabelle 2-4). Die Armutsgefährdungsquoten von Familien und 
Alleinerziehenden sind zwischen Ost- und Westdeutschland vergleichsweise ähnlich, die Ein-
kommensarmutsrisiken von Singlehaushalten und Paarhaushalten ohne Kinder fallen in Ost-
deutschland jedoch erkennbar höher aus als in Westdeutschland.  
 

Abbildung 2-3: Armutsgefährdete nach Erwerbsstatus, Region 
und Migrationshintergrund 

Im Jahr 2016 

 
MH: Migrationshintergrund. 
Quellen: SOEP v34; eigene Berechnungen 
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Tabelle 2-4: Gruppenspezifische Armutsgefährdungsquoten nach Region, Migrati-
onshintergrund und sozio-demografischer Zuordnung 

Anteil der Personen mit einem bedarfsgewichteten Nettoeinkommen von weniger als 60 Prozent des Einkommensme-
dians im Jahr 2016, in Prozent 

 
Gesamt 

West 
ohne MH 

West mit 
MH 

Ost ohne 
MH 

Ost mit MH 

Kind, Paarhaushalt 18,5 7,6 29,6 17,6 44,5 

Kind, Alleinerziehenden-
haushalt 

50,2 43,1 60,9 48,6 52,9 

In Ausbildung, Student 28,8 23,5 33,3 39,1 42,7 

Singlehaushalt 23,9 15,1 35,5 37,0 41,9 

Erwachsene(r), Paarhaus-
halt ohne Kinder 

5,8 3,3 10,2 10,1 19,1 

Erwachsene(r), Paarhaus-
halt mit Kindern 

12,2 5,6 23,5 12,4 45,2 

Erwachsene(r), 
Alleinerziehendenhaushalt 

31,8 24,3 47,5 32,6 64,6 

Rentner, Singlehaushalt 20,0 16,2 39,3 23,9 3,8 

Rentner, 
nicht Singlehaushalt 

10,1 6,8 20,0 11,4 36,1 

Nachrichtlich: Gesamt 16,7 10,4 27,4 20,5 40,2 

MH: Migrationshintergrund. 
Quellen: SOEP v34; eigene Berechnungen 

 

2.2 Entwicklung der relativen Einkommensarmut 

 
Abbildung 2-4 zeigt die Entwicklung der Armutsgefährdungsquote in Deutschland auf Basis des 
SOEP, des Mikrozensus und der EU-SILC, für die jeweils jährliche Daten zur Armutsentwicklung 
vorliegen. Einzig das SOEP erlaubt eine Betrachtung der Armutsgefährdungsquote seit der Wie-
dervereinigung. Mit einem leicht hervorstehenden temporären Anstieg in 1994 zeigen sich bis 
1999 keine statistisch signifikanten Veränderungen des Einkommensarmutsrisikos in Deutsch-
land. Bezüglich des Anstiegs zwischen 1993 und 1994 gilt es anzumerken, dass zwischen diesen 
Jahren einerseits eine zusätzliche Migrationsstichprobe berücksichtigt wurde, andererseits die 
Abfrage der Einkommenskomponenten verändert wurde. Der kurzzeitige Anstieg dürfte daher 
vorrangig methodischer Natur sein. Ab 1999 zeigt sich ein erkennbarer Anstieg der Armutsge-
fährdungsquote, der sich zwischen 2005 und etwa 2012 auf erhöhtem Niveau stabilisiert. Ab 
2013 erfolgt ein erneuter Anstieg der Armutsgefährdungsquote, der allerdings stark mit der in 
Folge gestiegener Zuwanderung veränderten Zusammensetzung der Bevölkerung zusammen-
hängt (Grabka/Goebel, 2018). Dieser wird gleichzeitig durch zusätzliche Migrationsstichproben 
besser im SOEP abgebildet (Niehues, 2017). 
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Ergebnisse auf Basis des Mikrozensus sind konsistent ab 2005 verfügbar. In der Zeit zwischen 
2005 und 2017 steigt die Armutsgefährdungsquote geringfügig von 14,7 auf 15,8 Prozent. Be-
rechnungen des Wirtschafts- und Sozialwissenschaftlichen Instituts (WSI) deuten darauf hin, 
dass auch der Anstieg der Armutsgefährdung ab dem Jahr 2011 auf Basis des Mikrozensus stark 
mit der gestiegenen Zuwanderung und Flüchtlingsmigration nach Deutschland zusammenhängt 
(Seils/Höhne, 2017). Bei den EU-SILC-Daten zeigt sich ein deutlicher Bruch zwischen dem Ein-
kommensjahr 2005 und 2006, der zu einem Anstieg der Quote um 2,7 Prozentpunkte führt. Die-
ser Anstieg der Armutsgefährdung geht vorrangig auf eine Stichprobenumstellung im EU-SILC 
zurück, aufgrund derer sich die Zeitreihe nicht mehr konsistent interpretieren lässt (Grabka, 
2011, 2). In den Jahren zwischen 2006 und 2013 zeigt sich auf Basis der Eurostat-Statistiken 
zunächst ein Anstieg von 15,2 auf 16,7 Prozent und dann ein leichter Rückgang auf 16,1 Prozent 
im Jahr 2016. Der Rückgang der Armutsgefährdungsquote (bei höherer Armutsgefährdungs-
schwelle) seit 2013 dürfte damit einhergehen, dass die Migrationsbevölkerung im EU-SILC nur 
unzureichend abgebildet ist.  
 

Abbildung 2-4: Entwicklung der Armutsgefährdungsquote 

In diesem Kapitel wurde bereits die Bedeutung der Region sowie des Migrationsstatus heraus-
gearbeitet. Abbildung 2-5 stellt nun die Entwicklung der Armutsgefährdungsquote nach Alters-
gruppe, Region und Migrationshintergrund dar. Abbildung 2-5 verdeutlicht, dass bei der west-
deutschen Bevölkerung ohne Migrationshintergrund vor allem die Armutsgefährdungsquote in 
den jüngeren Altersgruppen angestiegen ist, während sie in der Altersgruppe ab 65 Jahre inner-

In Prozent der Bevölkerung 

 
Die gestrichelten Linien geben jeweils die 95-Prozent-Konfidenzintervalle an (Bootstrapping-Methode mit 200 Wieder-
holungen). Im EU-SILC wurde im Einkommensjahr 2006 die Stichprobenziehung umgestellt (Grabka, 2011, 2). 
Quellen: SOEP v34; Eurostat; Amtliche Sozialberichterstattung auf Basis des Mikrozensus; eigene Berechnungen 
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halb der letzten 20 Jahre auf Basis des SOEP leicht rückläufig war. Eine Erklärung des rückläufi-
gen Armutsgefährdungsrisikos bei den Älteren liegt beispielsweise darin, dass Ältere in den letz-
ten zwei Jahrzehnten entgegen des gesamtgesellschaftlichen Trends seltener in Singlehaushal-
ten leben (Kochskämper/Niehues, 2017). In Ostdeutschland zeigt sich bei der Bevölkerung ohne 
Migrationshintergrund ein deutlicher Anstieg des Einkommensarmutsrisikos innerhalb aller Al-
tersgruppen unter 65 Jahren. Bei den 18- bis 34-Jährigen hat sich die Armutsgefährdungsquote 
von 1996 bis 2016 von 13,6 Prozent auf 31,7 Prozent mehr als verdoppelt. Unter den hier be-
trachteten Differenzierungen nach Region, Migrationsstatus und Alter zeigt sich in dieser 
Gruppe das größte Einkommensarmutsrisiko. Mehr als ein Drittel der Armutsgefährdeten dieser 
Risikogruppe sind arbeitslos. Auch bei den Menschen mit Migrationshintergrund zeigt sich ins-
besondere in den jüngeren Altersgruppen ein Anstieg der Armutsgefährdung, der sich vor allem 
im Zeitraum des letzten Jahrzehnts vollzog. In diesem Zeitraum ist die Armutsgefährdungsquote 
Älterer mit Migrationshintergrund hingegen gesunken. 
 

 
Insgesamt deutet die Entwicklung der relativen Einkommensarmut auf einen signifikanten An-
stieg der Betroffenheit zwischen Ende der 1990er Jahre und 2005 hin. Der Anstieg vollzieht sich 
parallel mit dem Anstieg der Ungleichheit der bedarfsgewichteten Nettoeinkommen (Niehues, 
2017). Die Parallelität der Entwicklung überrascht nicht, da es sich bei der relativen Einkom-
mensarmut um die Beschreibung der Ungleichheit im unteren Einkommensbereich handelt. An-
ders als bei der Ungleichheitsentwicklung zeigt sich bei der Armutsgefährdungsquote in den 
letzten Jahren ein erneuter Anstieg. Der erneute Anstieg ab etwa 2012 geht allerdings vor allem 
auf die gestiegene Zuwanderung und die dadurch veränderte Zusammensetzung der Bevölke-
rung zurück.  
 

Abbildung 2-5: Entwicklung der Armutsgefährdung nach Region und Migrations-
hintergrund 

Anteil an der jeweiligen Altersgruppe in Prozent 

 
MH Migrationshintergrund. 
Quellen: SOEP v34; eigene Berechnungen 
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Durch eine weitere Aufschlüsselung des Armutsgefährdungsrisikos lässt sich identifizieren, wel-
che Risikogruppen im Zeitablauf zunehmend betroffen sind. Dies gilt insbesondere für die 18- 
bis 34-Jährigen. Die Beobachtung eines stärkeren Anstiegs der Armutsgefährdungsquote in jün-
geren Altersgruppen steht im Einklang mit dem Befund, dass Ältere in den vergangenen Jahren 
im Durchschnitt höhere Realeinkommenszuwächse verbuchen konnten als jüngere Alterskohor-
ten (Kochskämper/Niehues, 2017). Ein Erklärungsfaktor für die unterschiedliche Entwicklung in 
den Altersgruppen liegt in der Haushaltsstruktur, da sich ς anders als in der Gesamtbevölkerung 
ς der Anteil alleinlebender Älterer in den letzten Jahrzehnten erkennbar reduziert hat. Ohne 
Berücksichtigung unterschiedlicher Preisniveaus zwischen West- und Ostdeutschland sticht be-
sonders die Erhöhung des Einkommensarmutsrisikos bei jungen Erwachsenen in Ostdeutsch-
land hervor. Wie die Ergebnisse durch regionale Preisunterschiede beeinflusst werden, wird in 
Kapitel 3 untersucht. 
 

2.3 Internationale Einordnung 

 
Nach der Beschreibung der Risikogruppen und der Entwicklung der relativen Einkommensarmut 
soll in diesem Abschnitt die relative Einkommensarmut in Deutschland international eingeord-
net werden. Abbildung 2-6 stellt die Armutsgefährdungsquoten der Gesamtheit der EU-28-Staa-
ten dar. Mit einer relativen Einkommensarmutsquote in Höhe von 16,1 Prozent im Jahr 2016 
gehört Deutschland zwar nicht zu den Ländern mit einem sehr geringen Armutsgefährdungs-
quote, schneidet aber besser ab als der bevölkerungsgewichtete Durchschnitt der EU-28-Staa-
ten. Deutschlands Quote liegt in der Nähe des Werts von Belgien und Schweden, wobei insbe-
sondere Schweden in den letzten Jahren einen erkennbaren Anstieg der Armutsgefährdung zu 
verzeichnen hatte. Neben der Armutsgefährdungsquote ist in Abbildung 2-6 ebenfalls der Gini-
Koeffizient der Ungleichheit der bedarfsgewichteten Nettoeinkommen dargestellt. Der Korrela-
tionskoeffizient zwischen beiden Größen beträgt 0,87 und deutet auf einen starken Zusammen-
hang. Dies unterstreicht, dass die relative Einkommensarmut oder Armutsgefährdung vor allem 
ein Maß für die Ungleichheit innerhalb der Gesellschaft ist.  
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Mit weniger als 10 Prozent liegt die Armutsgefährdungsquote in Tschechien am niedrigsten. Da 
die Armutsgefährdung relativ zum nationalen Medianeinkommen gemessen wird, bleibt dabei 
allerdings der Lebensstandard innerhalb des Landes unberücksichtigt. Abbildung 2-7 illustriert 
den Anteil relativ Einkommensarmer innerhalb der EU-Staaten, wenn die EU als ein einziges 
Land betrachtet wird (Niehues, 2018). In dieser Darstellung gelten Bürger eines Landes als rela-
tiv arm, wenn ihr kaufkraftbereinigtes Einkommen unterhalb von 60 Prozent des EU-weiten Me-
dianeinkommens liegt. Da Tschechien selbst bei Berücksichtigung der geringeren Lebenshal-
tungskosten ein weit unterdurchschnittliches Einkommensniveau aufweist, gehörten gemäß 
dieser Messmethode 26,5 Prozent der Tschechen zu den relativ Armen Europas. Da Deutschland 
über einen vergleichsweise hohen Lebensstandard verfügt, würde sich nach EU-Standards der 
Anteil Armutsgefährdeter auf 8,2 Prozent nahezu halbieren. Gleichzeitig würden bei Berücksich-
tigung des Lebensstandards nur acht Länder innerhalb der EU-28 eine geringere relative, kauf-
kraftbereinigte Einkommensarmut aufweisen.   
 

Abbildung 2-6: Relative Einkommensarmut und Ungleichheit im internationalen 
Vergleich 

Armutsgefährdungsquote in Prozent und Gini-Koeffizient im Jahr 2016 

 
Bevölkerungsgewichteter EU-Durchschnitt; die Jahresangaben beziehen sich auf das Einkommensreferenzjahr. 
Quellen: Eurostat; eigene Berechnungen 
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Abbildung 2-7: Einkommensarmut relativ zum EU-Median 
Anteil der Bevölkerung 2015 in Prozent (nach kaufkraftbereinigtem EU-weiten Medianeinkommen) 

 
EU-28: Armutsgefährdungsquote innerhalb der gesamten EU, wenn die EU als einziges Land betrachtet wird. 
Quellen: EU-SILC 2016 (Version Juli 2018); eigene Berechnungen 
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3 Regionale Einkommens- und Kaufkraftarmut 

 

3.1 Regionale Betrachtung der Armut: Welchen Maßstab wählen? 

 
Relative Einkommensarmut ist vor allem ein spezielles Maß für Einkommensungleichheit. Eine 
hohe Quote von Personen in relativer Einkommensarmut zeigt an, dass ein großer Teil der Be-
völkerung über ein Einkommen verfügt, das weit unter dem mittleren Niveau des Landes oder 
einer Vergleichsgruppe liegt. Sie kann daher auch als Indikator für große soziale Unterschiede 
betrachtet werden.  
 
Wie in Kapitel 2.1 beschrieben, wird die relative Einkommensarmut gemessen, indem man das 
haushaltsbezogene Einkommen (Äquivalenzeinkommen) einer Person mit der vom Medianein-
kommen (Einkommen, das von einer Hälfte der Bevölkerung unterschritten und von der ande-
ren überschritten wird) abhängigen Einkommensarmutsschwelle vergleicht. Es stellt sich damit 
die Frage, ob ς und wenn ja, wie stark ς diese regionalisiert werden soll. Für die nationale Be-
trachtung spricht zunächst die Armutsdefinition der EU, die bei der als αMinimum hinnehmba-
ren Lebensweiseά auf das jeweilige Mitgliedsland Bezug nimmt (Rat der Europäischen Gemein-
schaften, 1985, 24). 
 
Auch das Grundgesetz bezieht sich in Artikel 72, der bei konkurrierender Gesetzgebung die Zu-
ständigkeiten von Bund und Ländern regelt, auf die Gleichwertigkeit der Lebensverhältnisse. Ist 
die Herstellung gleichwertiger Lebensverhältnisse grundgesetzliches Postulat der (Bundes-) 
Politik, ist es sinnvoll, auch Armutsquoten nach bundeseinheitlichem Maßstab zu berechnen. 
Gleichwertig bedeutet indes nicht gleich. Dies erschließt sich indirekt daraus, dass der Begriff 
αƎƭŜƛŎƘǿŜǊǘƛƎά ŘŜƴ ōƛǎ мффп ƎŜƭǘŜƴŘŜƴ .ŜƎǊƛŦŦ α9ƛƴƘŜƛǘƭƛŎƘƪŜƛǘ ŘŜǊ [ŜōŜƴǎǾŜǊƘŅƭǘƴƛǎǎŜά ŜǊǎŜǘȊǘ 
hat. Einheitlichkeit als Anspruch wurde also relativiert und durch einen Begriff abgelöst, der sich 
weiter auslegen lässt: Gemeint sein können beispielsweise vergleichbare Lebensumstände, aber 
auch die gegenseitige Anerkennung von Differenz (Barlösius, 2006). 
 
Sieht man Armut vor allem als Exklusion und fehlende soziale Teilhabe, spricht viel dafür, die 
Einkommensarmutsschwelle zu regionalisieren. Denn die Exklusion der Armen findet im direk-
ten sozialen Umfeld statt, also beispielsweise in der Nachbarschaft, dem Verein, der Arbeits-
stelle oder der Schule. Geht es mehr um den Kinobesuch und das gesellige Beisammensein, 
wirkt die Exklusion dort schwächer, wo alle wenig Geld zur Verfügung haben (Eichhorn, 2013). 
Paugam (2008) spricht in diesem Fall von integrativer Armut als einer dauerhaften und festen 
Variante von Armut, die Bestandteil des täglichen Lebens geworden ist. Betroffen ist ein lokal 
großer Anteil der Bevölkerung in einer strukturschwachen oder rückständigen Region. Demge-
genüber tritt disqualifizierende Armut eher in einer vergleichsweise wohlhabenden Region auf 
und umfasst dort einen verhältnismäßig kleinen Teil der Bevölkerung, der von der vollen Teil-
habe am gesellschaftlichen Leben ausgeschlossen ist. 
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Bei einer intraregionalen Betrachtung wird auch das Problem umgangen, dass es zwischen den 
Regionen zum Teil erhebliche Preisunterschiede gibt und auch das Wohngeld sowie die Mietzu-
schüsse an ALG-II-Empfänger (ALG II ς Arbeitslosengeld II) höchst unterschiedlich ausfallen. 
Nach einer Untersuchung des Bundesinstituts für Bau-, Stadt- und Raumforschung (BBSR) ς der 
hier genutzten Primärquelle für regionale Preisniveaus ς waren die Verbraucherpreise im Jahr 
2009 in München, der teuersten Region, um 37 Prozent höher als in Tirschenreuth, dem preis-
günstigsten Kreis in Deutschland, der ebenso wie München in Bayern liegt (Kawka, 2009).  
 
Um dem Preiseffekt Rechnung zu tragen, ist es jedoch nicht nötig, Armut nur aus rein regionaler 
Perspektive zu betrachten. Stattdessen kann man auch die nationale Einkommensarmuts-
schwelle entsprechend dem regionalen Preisniveau variieren. Der Schwellenwert ist dann regi-
onal differenziert, und zwar so, dass die Kaufkraft in allen Regionen dem nationalen Durch-
schnittswert entspricht. Das Verfahren und die Anwendung werden in Abschnitt 3.2 näher be-
schrieben. 
 
Gegen den engen regionalen Bezug spricht zudem, dass es durchaus auch international einen 
breiten Konsens darüber gibt, welche Merkmale eine finanzielle Entbehrung ausmachen. Über 
die Zeit hinweg ist beispielsweise in Irland trotz einer enormen wirtschaftlichen Boomphase der 
Katalog an Lebensstandardmerkmalen, der einen annehmbaren Mindeststandard beschreibt, 
unverändert geblieben (Schröder, 2005). Bei Armut geht es im Sinne des in Kapitel 6.2 von Sen 
beschriebenen Capability-Ansatz und auch gemäß der EU-Definition eben nicht nur darum, mit 
dem Nachbarn mithalten zu können. Sich keine einwöchige Urlaubsreise leisten zu können, mag 
zwar deutlich erträglicher sein, wenn auch der Nachbar kein Geld hat, um wegzufahren. Den-
noch kann man es als Grundbedürfnis ansehen, auf irgendeine Art auch andere Orte kennenler-
nen und damit auch seinen Horizont erweitern zu wollen. In einkommens- und strukturschwa-
chen Regionen sind überdies auch zumeist die Beschäftigungs- und Aufstiegsmöglichkeiten ein-
geschränkt. Die Entfaltungsmöglichkeiten im Bereich des Arbeitslebens sind somit vor Ort für 
Alle reduziert, was ebenfalls gegen eine rein regionale Betrachtung von Armut spricht. 
 
Damit haben Einkommensarmutsquoten, je nachdem, ob ein nationaler Schwellenwert benutzt 
wird oder ob die Einkommensarmutsgrenze regional differenziert wird, eine andere Aussage-
kraft. Eichhorn (2013) empfiehlt daher auch, die Einkommensarmutsquote nach beiden Metho-
den zu berechnen und die Ergebnisse gegenüberzustellen. Er unterscheidet zudem zwischen 
horizontaler Ungleichheit unter den Regionen und der vertikalen Ungleichheit innerhalb einer 
Region. Bei der regionalen Differenzierung der Einkommensarmutsgrenze wird somit aus-
schließlich die vertikale Ungleichheit betrachtet, bei einem nationalen Grenzwert dagegen eine 
Kombination aus vertikaler und horizontaler Ungleichheit. 
 

3.2 Von der Einkommensarmut zur Kaufkraftarmut 

 
Wie oben beschrieben, ist es sinnvoll, bei einer regionalen Armutsanalyse auch die regionalen 
Preisunterschiede zu berücksichtigen, wodurch aus einem national einheitlichen Einkommens-
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schwellenwert ein nationaler, einheitlicher Kaufkraftschwellenwert wird. Nicht nur die regiona-
len Unterschiede beim Wohngeld und bei den Kosten für die Unterkunft im Rahmen des ALG-II 
sprechen für die Preisbereinigung, sondern auch die Armutsdefinition der EU legt dies implizit 
nahe: Der Mindestlebensstandard ist dort national definiert. Da von Armut nur gesprochen 
wird, wenn dieser Standard aufgrund von Ressourcenmangel verfehlt wird, sollten auch die fi-
nanziellen Ressourcen überall ausreichend sein, um den Mindestlebensstandard zu sichern, also 
die gleiche Kaufkraft haben. Die Einkommensarmutsschwelle ist zwar eine bloße Konvention, 
sie wird hier gleichwohl als Proxy für geringe finanzielle Ressourcen herangezogen. Damit diese 
Grenze auch in allen Regionen die gleiche Kaufkraft widerspiegelt, wird sie in Gebieten mit ho-
hem Preisniveau entsprechend angehoben und in Regionen mit günstigen Preisen entsprechend 
abgesenkt. Für die auf diese Art preisbereinigte relative Einkommensarmut wird im Folgenden 
der Begriff relative Kaufkraftarmut, oder kurz Kaufkraftarmut, verwendet.  
 
Das Vorgehen zur Berechnung der relativen Kaufkraftarmut soll am Beispiel Münchens erklärt 
werden: In München liegt das Preisniveau 23 Prozent über dem Bundesdurchschnitt. Dement-
sprechend werden die unbereinigten Äquivalenzeinkommen aller Münchner durch den Faktor 
1,23 geteilt. Die Preise sind so standardisiert, dass sich gewichtet mit den Bevölkerungszahlen 
über alle Anpassungsschichten (beziehungsweise über alle Bundesländer) der Faktor 1 ergibt. 
Dennoch erhöht sich durch die Kaufkraftbereinigung der (gesamtdeutsche) Median und damit 
auch der Schwellenwert für Armutsgefährdung leicht. Er betrug im Jahr 2016 bei der relativen 
Einkommensarmut 969 Euro und bei der relativen Kaufkraftarmut 975 Euro. Daher gilt ein 
Münchner als relativ kaufkraftarm, wenn sein unbereinigtes Äquivalenzeinkommen weniger als 
1.201 Euro (1.201 Euro/1,23 = 975 Euro) beträgt, während er erst bei einem Einkommen von 
weniger als 969 Euro als relativ einkommensarm klassifiziert wird. 
 
Die zur Preisbereinigung benutzten Daten stammen vom BBSR, das die Daten aus über 7 Millio-
nen Einzelinformationen gewonnen hat. Auf der Ebene der Warengruppen decken die Daten 
des BBSR rund 72 Prozent des Warenkorbs ab, aus dem der amtliche Preisindex für die Lebens-
haltung privater Haushalte gewonnen wird (Kawka, 2009). Diese Daten liegen auf Kreisebene 
vor. Sie werden, um statistisch valide Ergebnisse zu erzielen, auf die Ebene der sogenannten 
Anpassungsschichten aggregiert (methodische Erläuterungen). Zur Aktualisierung werden die 
Daten mit dem Preisindex für die Lebenshaltung nach Bundesländern fortgeschrieben. Ände-
rungen in den regionalen Preisniveaus innerhalb der Bundesländer können also nicht abgebildet 
werden. Es ist aber zu erwarten, dass sich strukturell bedingte Preisunterschiede zwischen den 
Regionen nicht so schnell ändern. Hierfür spricht, dass sich die Preisindizes nach Bundesländern 
nur wenig auseinanderentwickelt haben. Gewisse Verschiebungen könnten sich allerdings vor 
allem durch die Mietpreisentwicklung ergeben haben. Denn vor allem die Neuvertragsmieten 
sind in einigen Großstädten in den letzten Jahren deutlich und weit stärker als in weniger zent-
ralen Regionen gestiegen (Kholodilin et al., 2016, 494). 
  
Da in diesem Kapitel im Fokus steht, relative Einkommens- beziehungsweise relative Kaufkraft-
armut regional zu vergleichen, wäre es ideal, regionale Preisvergleiche für diejenigen Güter her-
anzuziehen, die den Mindestlebensstandard ausmachen, oder zumindest Preisvergleiche für e-
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her einkommensschwache Haushalte zu haben. Dies mahnt auch der Paritätische Gesamtver-
band an und hält daher die Preisbereinigung auf Basis von Durchschnittspreisen und einer 
durchschnittlichen Verbrauchsstruktur nicht für sinnvoll (Schneider et al., 2016). Einkommens-
arme Menschen würden beispielsweise überwiegend bei Discountern kaufen, deren Preise re-
gional kaum differenziert seien. Auch die Mieten der einkommensschwachen Bevölkerung seien 
weniger stark regional ausdifferenziert, da sie in Quartiere mit vergleichsweise günstigen Mie-
ten hinausgedrängt würden, wo sich die Mieten zwischen Duisburg und München angleichen 
dürften. 
 
Mit regional differenzierten Preisangaben speziell für den einkommensschwächeren Teil der Be-
völkerung ließen sich Kaufkraftunterschiede für diese Personen sicherlich noch genauer darstel-
len. Daher stellt sich die Frage, ob es dennoch vorteilhaft ist, die vorliegenden allgemeinen Preis-
daten einzubeziehen, um die tatsächlichen regionalen Kaufkraftunterschiede der einkommens-
schwachen Bevölkerung abzubilden, oder ob es besser wäre, überhaupt keine Preisbereinigung 
vorzunehmen. Die vom Paritätischen Wohlfahrtsverband vorgebrachten Beispiele gegen eine 
Preisbereinigung scheinen bei näherer Betrachtung als Gegenargumente wenig fundiert. Richtig 
ist zwar, dass die Preise der Discounter kaum regional differenziert sind. Dies gilt jedoch auch 
für die großen Supermarktketten. Die Preise für Nahrungsmittel weisen auch deshalb laut den 
BBSR-Erhebungen nur geringe regionale Unterschiede auf. Sind diese überhaupt vorhanden, las-
sen sie sich zudem nicht in ein einfaches regionales Muster bringen. Überdies sind beim BBSR 
die Nahrungsmittelpreise nur länderspezifisch differenziert (Kawka, 2009). Bei den Wohnungs-
mieten dürfte es dagegen auch bei der einkommensärmeren Bevölkerung sehr große regionale 
Unterschiede geben. Hierauf deutet der Vergleich der Kosten für die Unterkunft von Mietern, 
die Grundsicherungsleistungen im Rahmen des Zweiten Buch Sozialgesetzbuch (SGB II) erhalten, 
und des Preisindexes für die größten Städte Deutschlands hin. Es zeigt sich eine sehr hohe Kor-
relation (Schröder, 2018; Röhl/Schröder, 2017). Auch die Mieten von Wohngeldempfängern 
sind nach Mietstufen stark differenziert.  
 

Methodische Erläuterungen 

Datengrundlage 
Die Berechnungen basieren auf Einzeldaten des Mikrozensus, die von dem Forschungsdatenzentrum (FDZ) 
der Statistischen Ämter des Bundes und der Länder zur Verfügung gestellt wurden. Wenn nicht anders 
erwähnt, beziehen sich die Angaben auf das Jahr 2016. Verwendet wird eine 70-Prozent-Substichprobe 
des Mikrozensus. Dadurch können die hier dargestellten Werte leicht von den amtlichen Durchschnittsan-
gaben abweichen. Die Substichprobe umfasst Daten von 744.000 Personen, darunter machten 702.000 
Angaben zum Einkommen und Wohnen in Privathaushalten. Damit ist die Berechnung regional tiefer ge-
gliederter Ergebnisse möglich. 

Anpassungsschichten 
Als regional tiefste Ebene wird hier die der sogenannten Anpassungsschichten genutzt. Sie umfassen hoch-
gerechnet meist um die 500.000 Einwohner, in Einzelfällen aber nur gut 100.000 Einwohner. Überwiegend 
bilden mehrere Landkreise (LK) oder kreisfreie Städte (KS) eine Anpassungsschicht. In drei Fällen besteht 
ein Kreis aus mehreren Anpassungsschichten: Die Region Hannover ist in die Stadt Hannover und ihr Um-
land unterteilt. Berlin wird in seine zwölf Bezirke und Hamburg in sechs Stadtteile aufgegliedert. In 42 der 
insgesamt 145 Anpassungsschichten besteht eine Anpassungsschicht meist nur aus einer oder mehreren 
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kreisfreien Städten beziehungsweise aus Stadtteilen. Diese Anpassungsschichten werden hier als städti-
sche Regionen (oder kurz Stadt) benannt und repräsentieren 22 Prozent der Bevölkerung. Alle anderen 
Anpassungsschichten, die nur aus Landkreisen oder auch aus Landkreisen und kreisfreien Städten beste-
hen, werden als ländliche Regionen (oder kurz Land) bezeichnet. 

Einkommen 
Grundlage der Berechnung ist das direkt abgefragte Haushaltsnettoeinkommen im letzten Monat vor der 
Befragung. Daraus wird das sogenannte Äquivalenzeinkommen errechnet. Das Äquivalenzeinkommen ist 
ein haushaltsbezogenes Pro-Kopf-Einkommen, das die Einkommen aller Personen mit denen eines allein-
stehenden Erwachsenen vergleichbar macht, indem es den geringeren Bedarf von Kindern und Einsparef-
fekte durch gemeinsames Wirtschaften berücksichtigt. Zu dieser Umrechnung wird die modifizierte OECD-
Skala benutzt (Kapitel 2.1.2). 

Preise 
Um Preisunterschiede in der Lebenshaltung zwischen den Regionen auszuschalten, werden den Mikrozen-
susdaten Preise des Bundesinstituts für Bau-, Stadt und Raumforschung (BBSR) zugespielt. Die Daten liegen 
auf Kreisebene vor und werden mithilfe von Einwohnerzahlen auf die Ebene der Anpassungsschichten und 
die Ebene der Bundesländer aggregiert. Die Daten des BBSR beziehen sich auf das Jahr 2009 und werden 
mit Preisindizes nach Bundesländern auf das Jahr 2016 fortgeschrieben (Statistisches Bundesamt, 2018). 

Relative Einkommensarmut (ohne Preisbereinigung) 
Nach der üblichen auch hier verwendeten Konvention gilt als relativ einkommensarm oder armutsgefähr-
det, wer weniger als 60 Prozent des bedarfsgewichteten Medianeinkommens (Wert in der Mitte der Ein-
kommensrangliste) zur Verfügung hat. Dabei wird für alle Regionen ein einheitlicher, nationaler Einkom-
mensarmutsschwellenwert benutzt. Der Anteil der Personen, die relativ einkommensarm sind, wird als 
Einkommensarmutsquote oder Armutsgefährdungsquote (ohne Preisberücksichtigung) bezeichnet. 

Relative Kaufkraftarmut 
Im Unterschied zur relativen Einkommensarmut wird der nationale Einkommensarmutsschwellenwert an 
das Preisniveau der Region angepasst und wird so zum Schwellenwert für relative Kaufkraftarmut. Sind die 
Lebenshaltungspreise in einer Region beispielsweise 10 Prozent höher als im Bundesdurchschnitt, wird 
auch der Schwellenwert für diese Region um 10 Prozent angehoben, damit er das gleiche Kaufkraftniveau 
wie im Bundesdurchschnitt widerspiegelt. Technisch kommt es zu leichten Abweichungen, weil sich durch 
die Preisbereinigung (trotz Normierung der Preise auf 100) der Median leicht verschiebt. Es wird daher 
genau genommen das preisbereinigte Einkommen mit dem nominalen Einkommensschwellenwert ver-
glichen. Unter relativer Kaufkraftarmut ist somit eine Armutsgefährdung mit Preisberücksichtigung zu ver-
stehen. Synonym für relative Kaufkraftarmut wird im Folgenden auch zur Kürzung der Begriff Kaufkraftar-
mut genutzt. 

Intraregionale Einkommensarmut 
Hier wird der Schwellenwert regional (das heißt auf Ebene der Anpassungsschicht oder auf Ebene des Bun-
deslandes) festgesetzt. So kann untersucht werden, ob eine Person im Vergleich zu den anderen Personen 
aus ihrer Region als relativ einkommensarm gilt. Eine Preisbereinigung ist daher nicht nötig. 

Kaufkraft 
Zum Vergleich der Kaufkraft der Regionen wird der Median des Äquivalenzeinkommens der jeweiligen 
Region errechnet und um regionale Preisdifferenzen bereinigt. Die Kaufkraft für Ostdeutschland (West-
deutschland) ergibt sich als mit den Bevölkerungszahlen gewichteter Durchschnitt der Kaufkraftniveaus 
der ostdeutschen (westdeutschen) Bundesländer. Bei den Angaben für Stadt und Land werden die Durch-
schnitte über die städtischen beziehungsweise die ländlichen Anpassungsschichten gebildet. 
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3.3 Armutsindikatoren, Preisniveau und Kaufkraft im regionalen Vergleich 

 

3.3.1 Relative Einkommensarmut 

 
Ausgehend von der klassischen Einkommensarmut werden im Folgenden die regionalen Muster 
der Armutsgefährdung beschrieben. Die Armutsgefährdungstopografie für Deutschland zeigt 
bei der Einkommensarmut ohne Bereinigung von Kaufkraftdisparitäten zunächst ein Ost-West-
Gefälle, das sich jedoch zunehmend verwischt (Abbildung 3-1 und Tabelle 3-1). In den ostdeut-
schen Bundesländern ς einschließlich Berlins ς war im Jahr 2016 mit 18,4 Prozent der Bevölke-
rung fast jeder Fünfte armutsgefährdet. Damit fiel die Quote um mehr als 3 Prozentpunkte hö-
her aus als in den westdeutschen Bundesländern (15 Prozent). Fast alle ostdeutschen Bundes-
länder haben zudem eine überdurchschnittliche Armutsgefährdungsquote. Lediglich Branden-
burg liegt mit einer Quote von 15,7 Prozent genau auf deutschem Durchschnittsniveau.  
 
Gleichwohl unterbietet das Berlin umschließende Flächenland mit dieser Quote die westdeut-
schen Flächenländer Niedersachsen (Quote 16,7 Prozent), Saarland (17,1 Prozent) und Nord-
rhein-Westfalen (17,8 Prozent) deutlich. Auch Sachsen und Thüringen schneiden leicht besser 
als Nordrhein-Westfalen ab. Relativ am häufigsten von Armutsgefährdung betroffen sind unter 
den Flächenländern Sachsen-Anhalt und Mecklenburg-Vorpommern mit Quoten von über 20 
Prozent. Dagegen schneiden Baden-Württemberg und Bayern mit Armutsgefährdungsquoten 
von um die 12 Prozent unter allen Ländern klar am besten ab. Mit Abstand am häufigsten von 
relativer Einkommensarmut betroffen sind die Bremer. Dort sind fast 23 Prozent armutsgefähr-
det (Tabelle 3-1). 
 
Die hohe Gefährdungsquote für Bremen weist bereits auf das Problem der hohen Armutsge-
fährdung in Städten hin. In den ς wie oben definierten ς städtischen Regionen liegt der Anteil 
der Bevölkerung in relativer Einkommensarmut bei durchschnittlich 18,8 Prozent und damit um 
4 Prozentpunkte höher als in den ländlichen und teil-urbanen Beobachtungsräumen (14,8 Pro-
zent).  
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Tabelle 3-1: Einkommensarmut, Kaufkraftarmut und Preisniveau 2016 
 

 Relative Einkom-
mensarmut 

Relative Kauf-
kraftarmut 

Preisniveau 

 In Prozent der Bevölkerung D =100 

Brandenburg 15,7 13,0 94,2 

Bayern 12,1 13,2 102,6 

Baden-Württemberg 11,9 13,2 103,2 

Thüringen 17,2 14,2 93,8 

Rheinland-Pfalz 15,5 14,8 98,0 

Sachsen 17,7 14,8 94,0 

Niedersachsen 16,7 15,1 96,1 

Schleswig-Holstein 15,1 15,3 100,3 

Saarland 17,1 15,4 95,9 

Hessen 15,1 16,7 103,2 

Sachsen-Anhalt 21,4 17,6 93,2 

Nordrhein-Westfalen 17,8 18,1 100,4 

Mecklenburg-Vorpommern 20,4 18,4 96,2 

Hamburg 14,9 19,2 109,1 

Berlin 19,4 20,2 101,2 

Bremen 22,6 22,9 100,5 

Deutschland 15,7 15,7 100,0 

West 15,0 15,5 101,1 

Ost (mit Berlin) 18,4 16,4 95,7 

 Stadt 18,8 21,4 105,4 

Land 14,8 14,3 98,5 

Relative Einkommensarmut: Personen mit einem Einkommen von weniger als 60 Prozent des bundesweiten Medians 
des Äquivalenzeinkommens; relative Kaufkraftarmut: Personen mit einem um regionale Preisdisparitäten bereinigten 
Einkommen unterhalb des Schwellenwerts von 60 Prozent des Medians des bereinigten Äquivalenzeinkommen. 
Quellen: Forschungsdatenzentrum 2019 (Mikrozensus 2016); eigene Berechnungen 
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Abbildung 3-1: Relative Einkommensarmut nach Regionen 2016 
In Prozent der Bevölkerung  

 
Quellen: Forschungsdatenzentrum 2019 (Mikrozensus 2016); eigene Berechnungen 
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3.3.2 Relative Kaufkraftarmut 

 
Weit weniger stark als bei der Einkommensarmut ist das Ost-West-Gefälle bei der Kaufkraftar-
mut. Die ostdeutschen und die westdeutschen Länder sind bei dieser Betrachtung sehr eng an-
einandergerückt ς der Abstand beträgt nur noch 1 Prozentpunkt. Brandenburg ist bei dieser 
Betrachtung mit einer Quote von 13,0 Prozent sogar das Land mit der niedrigsten Armutsge-
fährdungsquote, wenn auch nur sehr knapp vor Bayern und Baden-Württemberg mit einer 
Quote von jeweils 13,2 Prozent. Auch Thüringen und Sachsen liegen mit Quoten zwischen 14 
und 15 Prozent noch unter dem Bundesdurchschnitt. Sachsen-Anhalt (17,6 Prozent), Mecklen-
burg-Vorpommern (18,4 Prozent) und Berlin (20,2 Prozent) schneiden dagegen deutlich schlech-
ter ab. Die beiden erstgenannten gehören zusammen mit Nordrhein-Westfalen zu den Flächen-
ländern mit der höchsten Kaufkraftarmutsquote. In Berlin ist, wie in den anderen beiden Stadt-
staaten, rund jeder Fünfte kaufkraftarm. 
 
Insgesamt wird die deutsche Armutsgefährdungslandkarte durch die Berücksichtigung der 
Preisniveaus deutlich αfleckigerά (Abbildung 3-1 und Abbildung 3-2). Wegen des überdurch-
schnittlich hohen Preisniveaus kommen die Städte bei der relativen Kaufkraftarmut mit 21,4 
Prozent auf eine um knapp 3 Prozentpunkte höhere Quote als bei der relativen Einkommensar-
mutsquote. Die Kaufkraftarmutsquote der ländlichen Gebiete ist mit 14,3 Prozent lediglich um 
0,5 Prozentpunkte niedriger als ihre Einkommensarmutsquote (Tabelle 3-1). Die geringe Diffe-
renz erklärt sich dadurch, dass in der hier vorgenommenen Abgrenzung die ländlichen Gebiete 
fast vier Fünftel der Bevölkerung stellen und damit den Gesamtdurchschnitt bei allen Indikato-
ren dominieren. Das Preisniveau auf dem Land ist deshalb nur 1,5 Prozent niedriger als in 
Deutschland insgesamt, aber fast 7 Prozent niedriger als in den städtischen Räumen. Der Stadt-
Land-Unterschied bei der Kaufkraftarmut beträgt 7,1 Prozentpunkte und ist somit fast doppelt 
so groß wie bei der relativen Einkommensarmut (Tabelle 3-1). Damit wird insgesamt deutlich, 
wie groß der Effekt der Preisbereinigung ist: War ohne Preisbereinigung das Ost-West-Gefälle 
deutlich sichtbar und mit 3,4 Prozentpunkten fast ebenso stark wie das Stadt-Land-Gefälle (4 
Prozentpunkte), verwischen sich die Ost-West-Unterscheide bei der Kaufkraftarmut, während 
das Stadt-Land-Gefälle doppelt so groß wird. 
 
Eine hohe Kaufkraftarmutsquote ergibt sich dann, wenn die intraregionale Einkommensarmuts-
quote hoch ist und/oder das Kaufkraftniveau einer Region niedrig ist. Daher werden zur besse-
ren Analyse der Kaufkraftarmut diese beiden Indikatoren im Folgenden untersucht. 
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3.3.3 Intraregionale Einkommensarmut und Kaufkraftniveau 

 
Insgesamt sind die Einkommen in Ostdeutschland innerhalb der Regionen deutlich gleicher ver-
teilt als in Westdeutschland. Im Länderdurchschnitt liegt die Quote der intraregionalen Einkom-
mensarmut in den ostdeutschen Bundesländern bei 13,8 Prozent und ist damit um gut 2 Pro-
zentpunkte niedriger als in Westdeutschland (Tabelle 3-2). In den einzelnen ostdeutschen Flä-
chenländern beträgt die intraregionale Einkommensarmutsquote zwischen 12 Prozent (Thürin-
gen) und 14 Prozent (Sachsen-Anhalt). Damit schneiden alle ostdeutschen Länder besser ab als 

Abbildung 3-2: Relative Kaufkraftarmutsquote nach Regionen 2016 
In Prozent der Bevölkerung 

 
Quellen: Forschungsdatenzentrum 2019 (Mikrozensus 2016); eigene Berechnungen 
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alle westdeutschen Länder (Spanne 14,9 bis 18,2 Prozent). Für eine Metropole relativ niedrig ist 
die Quote auch in Berlin (hier zu Ostdeutschland gerechnet) mit 16,7 Prozent. In Baden-Würt-
temberg und Bayern sind im Schnitt rund 15 Prozent der Bevölkerung intraregional einkom-
mensarm ς wiederum die niedrigste Quote unter allen westdeutschen Bundesländern (Tabelle 
3-2).  
 
Wegen der in den Städten heterogeneren Bevölkerung (s. u.) ist in den städtischen Anpassungs-
schichten auch die intraregionale Einkommensarmut mit 17,6 Prozent höher als auf dem Land 
(14,8 Prozent). Das Gefälle ist mit 2,8 Prozentpunkten aber geringer als bei den anderen Indika-
toren der Armutsgefährdung. Gemessen am regionalen Schwellenwert ist die Einkommensar-
mut in den ländlichen oder teil-urbanen Gebieten der neuen Bundesländer am niedrigsten (Ab-
bildung 3-3). Sieht man von einzelnen Stadtbezirken ab, liegt die Quote der intraregionalen Ein-
kommensarmut in der Region, die sich aus den Landkreisen Sächsische Schweiz-Osterzgebirge 
und Meißen bildet, mit 9,8 Prozent am niedrigsten. 
 
Das Stadt-Land-Gefälle bei der intraregionalen Einkommensarmut ist kleiner als bei der relati-
ven Kaufkraftarmut, weil die Kaufkraft in Städten ς bezogen auf den Median ς relativ niedrig ist. 
Anders gewendet: In den städtischen Regionen kumulieren sich zwei Faktoren: höhere intrare-
gionale Einkommensunterschiede und ein niedrigeres Kaufkraftniveau. Dies liegt dort aufgrund 
des in den städtischen Räumen hohen Preisniveaus um mehr als 7 Prozent unter dem ländlichen 
Niveau. Denn beim nominalen Einkommen liegen Stadt und Land noch fast gleich auf (Tabelle 
3-2). Fast alle Großstädte kommen daher auf ein unterdurchschnittliches Kaufkraftniveau. Einzig 
die Region mit den drei teils recht kleinen kreisfreien Städten Erlangen, Fürth und Schwabach 
liegt über den Durchschnitt. Düsseldorf, Stuttgart und München verfehlen diesen nur sehr 
knapp. 
 
Auf Länderebene zeigt sich, dass die ostdeutschen Länder beim Median der Kaufkraft noch um 
gut 6 Prozent hinter dem Westen zurückliegen. Die ostdeutschen Bundesländer sind überwie-
gend am Ende des Länderrankings platziert. Allein Brandenburg (Median der Kaufkraft 1.632 
Euro) erreicht einen überdurchschnittlichen Wert und lässt damit die westdeutschen Flächen-
länder Nordrhein-Westfalen und Hessen hinter sich. Bayern, Rheinland-Pfalz und Baden-Würt-
temberg schneiden bei diesem Indikator annähernd gleichauf am besten ab. Die Kaufkraft ist 
dort mit rund 1.700 Euro um knapp ein Sechstel höher als in Mecklenburg-Vorpommern, dem 
Land mit der in Deutschland niedrigsten Kaufkraft (Tabelle 3-2).  
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Tabelle 3-2: Intraregionale Armut und Kaufkraftniveau im Jahr 2016 
 

 Intraregionale  
Armut 

Regionaler 
Schwellenwert 

Kaufkraft 

 In Prozent der Be-
völkerung 

In Euro In Euro 

Thüringen 12,0 871 1.547 

Sachsen 12,4 867 1.537 

Brandenburg 13,4 922 1.632 

Mecklenburg-Vorpommern 13,5 846 1.466 

Sachsen-Anhalt 14,0 840 1.502 

Bayern 14,9 1.038 1.687 

Baden-Württemberg 15,4 1.055 1.704 

Niedersachsen 16,0 953 1.653 

Schleswig-Holstein 16,2 994 1.652 

Hessen 16,5 998 1.612 

Rheinland-Pfalz 16,6 996 1.693 

Saarland 16,6 957 1.663 

Berlin 16,7 924 1.521 

Nordrhein-Westfalen 16,7 947 1.573 

Hamburg 18,1 1.037 1.584 

Bremen 18,2 891 1.478 

Deutschland 15,6 973 1.621 

West 16,0 995 1.642 

Ost (mit Berlin) 13,8 883 1.538 

Stadt 17,6 971 1.533 

Land 14,8 978 1.654 

Intraregionale Einkommensarmut: Personen mit einem Einkommen unterhalb des regionalen Schwellenwerts; regiona-
ler Schwellenwert: 60 Prozent des Medians des Äquivalenzeinkommens des jeweiligen Bundeslandes (oder der jeweili-
gen Anpassungsschicht bei Stadt und Land); Kaufkraft: Median des Äquivalenzeinkommens, preisbereinigt auf deut-
sches Preisniveau. 
Quellen: Forschungsdatenzentrum 2019 (Mikrozensus 2016); eigene Berechnungen 

 
 



  

Teilhabemonitor 2019 
 

44 

 

 
Zusammenfassend zeigt sich, dass das Ost-West-Gefälle bei der Kaufkraftarmut mit knapp 1 Pro-
zentpunkt inzwischen relativ gering ist und mit Brandenburg, Sachsen und Thüringen immerhin 
drei ostdeutsche Bundesländer überdurchschnittlich gut abschneiden. Neuere Ergebnisse aus 
dem Mikrozensus 2018, dessen Einzeldaten der Wissenschaft noch nicht zur Verfügung stehen, 
zeigen dass sich das Ost-West-Gefälle bei der Einkommensarmut von 3,4 Prozentpunkten im 
Jahr 2016 auf 2,5 Prozentpunkte weiter verringert hat (StaBu, 2019). Da sich gleichzeitig die 
Lebenshaltungskosten zwischen Ost und West nicht weiter angenähert haben, ist davon auszu-
gehen, dass sich auch die verbleibende Lücke bei der Kaufkraftarmut noch weiter geschlossen 

Abbildung 3-3: Intraregionale Einkommensarmut nach Regionen 2016 
In Prozent der Bevölkerung 

 
Quellen: Forschungsdatenzentrum 2019 (Mikrozensus 2016), eigene Berechnungen 




















































































